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„N&E” heißt künftig 
„Zuerst!” 


SELENT/CoBurG. Die 1951 von Altna- 
zis gegründete Zeitschrift „Nation und 
Europa“ hat einen neuen Herausgeber. 
Künftig wird die Zeitschrift unter dem 
Namen „Zuerst! Deutsches Nachrich- 
tenmagazin“ von Dietmar Munier ver- 
legt. 

Munier, in den 1970er Jahren Aktivist 
der „Jungen Nationaldemokraten“, will 
das „neue publizistische Flaggschiff“ 
seines Hauses zudem ab Mitte Dezem- 
ber in den Zeitschriftenabteilungen der 
Supermärkte, in Kiosken und im Bahn- 
hofsbuchhandel anbieten. Der ehemali- 
ge „Republikaner“-Funktionär Harald 
Neubauer, bislang Mitherausgeber von 
„Nation und Europa“, bezeichnet die 
künftige Zusammenarbeit mit Munier 
als einen „Quantensprung“. 

Natürlich werde man in dem neuen 
Nachrichtenmagazin auch weiterhin die 
„langjährig vertrauten Autoren“ finden, 
so Neubauer im neuen „Lesen & Schen- 
ken“-Katalog des Kieler „„Arndt-Buch- 
dienstes“. Er selber wolle sich mit einer 
monatlichen Kolumne regelmäßig dort 
zu Wort melden. hma 


„Trauermarsch” in 
Remagen 


REMAGEN. Erneut wollen Neonazis am 
21. November um 12 Uhr in Remagen 
aufmarschieren. Bereits am 8. Mai 2005 
hatten sich etwa 130 Neonazis in der 
Stadt im nördlichen Rheinland-Pfalz 
versammelt, um gegen den „Mythos” 
der „sogenannten Befreiung” zu de- 
monstrieren und die in den damaligen 
Rheinwiesenlagern untergebrachten 
deutschen Soldaten pauschal als Opfer 
zu stilisieren. Unterstützung erwarten 
sie dabei von „freien Kräften“ aus dem 
Rheinland, die eine Webseite zur Mobi- 
lisierung eingerichtet haben. 

hma 
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Spur der Erinnerung: Rund 10.000 Menschen beteiligten sich an der viertägi- 
gen Aktion im Oktober, mit der an die Ermordung behinderter Menschen 
durch die Nationalsozialisten in Grafeneck erinnert wurde. 


Neuer Zusammenschluss 
rechtsextremer Parteien in 
der Europäischen Union 


2009, wurde in Budapest ein 

neuer Zusammenschluss rechts- 
extremer Parteien auf EU-Ebene der 
Öffentlichkeit vorgestellt. Er hört im 
Französischen - zwei der derzeit fünf 
beteiligten Parteien sind französisch- 
sprachig - auf den Namen „Alliance 
des mouvements nationaux euro- 
peens”. Dies ergibt im Deutschen „Ver- 
band” oder „Bündnis der europäi- 
schen nationalen Bewegungen”. 


en Am Samstag, den 25. Oktober 


Die neue Allianz, so erklärte der stellver- 
tretende Vorsitzende der ungarischen 
rechtsextremen Partei Jobbik (‚Die Bes- 
sere“) und Europaparlamentarier Zoltan 
Balczo gegenüber der Presse, solle als- 
bald in Brüssel oder Strasbourg ord- 
nungsgemäß als neue EU-weite Partei re- 
gistriert werden. 

Ihr Gegenstand sei es u.a., „Europa ge- 
gen den religiösen, politischen, wirt- 
schaftlichen und finanziellen Imperialis- 
mus zu schützen“ — wie es in einer Neun- 
Punkte-Erklärung heißt, die von den in 
Budapest versammelten Parteien ange- 
nommen wurde. Die supranationalen 
Strukturen der EU in ihrer heutigen Form 


werden abgelehnt, ebenso der „Globalis- 
mus“. 

Auswahl von Ort und Datum blieben 
mitnichten dem Zufall überlassen. Eine 
der Hauptkräfte in der neuen Allianz ist 
die ungarische nationalistisch-antisemiti- 
sche Partei „Jobbik“, weshalb die Wahl 
leicht auf Budapest fiel. Und das Datum 
Ende Oktober fällt in die Periode, in der 
alljährlich das Gedanken an den Aufstand 
von Ende Oktober 1956 gegen die damali- 
ge sowjetische Besatzungsmacht gefeiert 
wird. Der französische rechtsextreme Po- 
litiker Jean-Marie Le Pen hatte sich vor 
diesem Hintergrund schon am 26./27. Ok- 
tober 1996 in Budapest aufgehalten und 
auf einer Grobkundgebung gesprochen. 
Am 23. Oktober 2003 trat er nochmals 
dort auf (vel. 
http://reflexes.samizdat.net/spip.php?artic 
le180). Einlader war damals allerdings je- 
weils die ungarische „Partei der Wahrheit 
und des Lebens“ (MIEP) des antisemiti- 
schen Schriftstellers Istvan Csurka. Letz- 
tere ist inzwischen in der Bedeutungslo- 
sigkeit versunken, während die — 2003/04 
zum Teil aus einer Abspaltung von der 
MIEP entstandene — Bewegung „Jobbik“ 
in den Mittelpunkt rückte. weiter Seite 3 


:meldungen, aktionen 


Schlusserklärung der Regio- 
nalkonferenz „Aktiv gegen 
Rechts“ 


AACHEN. Die Region Aachen ist gekenn- 
zeichnet vom häufigen und gewalttätigen 
Auftreten neonazistischer Gruppen. Die 
Gewaltdelikte und Propagandadelikte von 
Rechts sind in den letzten Jahren drama- 
tisch gestiegen. In diesem Umfeld führten 
wir mit ca. 100 Teilnehmerinnen und Teil- 
nehmern die erste Regionalkonferenz 
„Aktiv gegen Rechts“ durch. Die Teilnah- 
me von drei Bürgermeistern aus Eschwei- 
ler (Schirmherr), Stolberg und Aachen 
(OB) sowie zahlreicher lokaler Initiativen 
unterstreicht die Bedeutung der regionalen 
Zusammenarbeit. 

Wir haben mit dem Ziel der Vernetzung 
der lokalen Initiativen zu dieser Konferenz 
eingeladen. Im Plenum hatten wir einen 
Austausch über Widerstandsformen gegen 
Neonazismus. In Arbeitsgruppen vertieften 
wir unsere Kenntnisse über Erscheinungs- 
formen der äußersten Rechten ... 

Die Konferenz war starken Anfeindun- 
gen neonazistischer Gruppen ausgesetzt. 
Der bekennende Hitler-Verehrer Reitz hat- 
te zu einer Demonstration in Aachen auf- 
gerufen, um seine Gegner zu spalten. Au- 
Berdem provozierte er mit einer Ankündi- 
gung, am Bahnhof von Eschweiler eine 
Kundgebung durchführen zu wollen. 

Wir haben uns nicht von unserem Ziel 
abhalten lassen, unsere Regionalkonferenz 
stattfinden zu lassen. Deutlich wurde, dass 
die antifaschistische Bewegung arbeitstei- 
lig mehrere Herausforderungen annehmen 
kann, einerseits eine Konferenz wie ge- 
plant durchführen und gleichzeitig den 
Neonazis Paroli bieten. 

Die Probleme wegen derer wir uns ge- 
troffen haben, sind mit der Konferenz nicht 
beseitigt. Immer noch können und dürfen 
Neonazis in der Region Demonstrationen 
durchführen, die von der Polizei geschützt 
werden. Immer noch begehen Neonazis 
Straftaten und werden kaum oder unzurei- 
chend zur Rechenschaft gezogen. 

Wir warnen erneut vor der Verharmlo- 
sung von Rassismus und Neonazismus in 
der Region. Wir finden uns nicht damit ab, 
dass die gefährlichen Ideen der Neonazis 
als Teil der Demokratie betrachtet werden. 
Für uns ist Faschismus keine Meinung, 
sondern ein Verbrechen. 

Deshalb plädieren wir für Unduldsam- 
keit und zivilen Ungehorsam in der Ausei- 
nandersetzung mit dem Neofaschismus. 
Wir bitten die Kommunen und Kommu- 
nalparlamente, die Forderungen unserer 
Konferenz ernsthaft zu diskutieren und 
nach gemeinsamen Lösungen zu suchen. 

Die nächste regionale Herausforderung 
wird die angekündigte Demonstration von 
Neonazis Anfang April in Stolberg sein. 
Wir wollen uns dieser alljährlichen Provo- 
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kation gemeinsam entgegenstellen und 
den Neonazis die Lust auf öffentliche Auf- 
tritte nehmen. 
Wir verstehen unsere Konferenz als ers- 
ten Schritt der Vernetzung ... 
Vom Plenum der Konferenz verabschie- 
det, Eschweiler 31.10.2009 I 


Koalition kündigt Konsens 
gegen rechts 


BERLIN. „Die Koalitionspartner von Uni- 
on und FDP haben den gesellschaftlichen 
Konsens gegen Rechtsextremismus auf- 
gekündigt“ erklärt die innenpolitische 
Sprecherin der Bundestagsfraktion DIE 
LINKE, Ulla Jelpke. Sie reagiert damit 
auf Pressemeldungen, nach denen die bis- 
her zur Bekämpfung des Rechtsextremis- 
mus aufgewendeten Mittel auch zur Be- 
kämpfung von so genanntem Linksextre- 
mismus und Islamismus verwendet wer- 
den sollen. Die Rechtsextremismus-Ex- 
pertin der Fraktion weiter: 

Union und FDP bagatellisieren mit ih- 
rem Beschluss die Gefahr, die vom ge- 
walttätigen Rechtsextremismus in 
Deutschland ausgeht. Die Koalition igno- 
riert, dass seit 1993 141 Menschen Opfer 
rechter und rassistischer Gewalt gewor- 
den sind. Sie bagatellisiert die von Jahr zu 
Jahr steigenden Zahlen von gewalttätigen 
Angriffen durch Rechtsextreme. 

Noch 2004 haben alle im Bundestag ver- 
tretenen Parteien gemeinsam beschlossen, 
stärker gegen Rechtsextremismus, Rassis- 
mus, Antisemitismus und Gewalt vorgehen 
zu wollen. Ergebnis waren unter anderem 
die Programme für Vielfalt und Toleranz, 
die Modellprojekte beim Kampf gegen 
Rechtsextremismus unterstützt haben. 

Angesichts der Haushaltslage dürfte klar 
sein, dass bei einer Ausdehnung dieser Pro- 
gramme auf die Bekämpfung des „Links- 
extremismus“ und des Islamismus im Er- 
gebnis weniger Mittel für den Kampf ge- 
gen Rechts zur Verfügung stehen werden. 
Die künftige Bundesregierung schwächt 
damit bewusst den Kampf gegen die Ge- 
fahr von rechts aus rein ideologischen Mo- 
tiven. Ulla Jelpke, MdB I 


NPD verkündet offiziell: 
RIEGER ist tot 


BeErLIn. Der stellvertretende Bundesvor- 
sitzende der rechtsextremistischen NPD 
ist gestorben. Jürgen Rieger erlag im Al- 
ter von 63 Jahren den Folgen eines 
Schlaganfalls, wie NPD-Sprecher Klaus 
Beier mitteilte. Der 63-jährige Rechtsex- 
tremist hat Beier zufolge bereits seit meh- 
reren Tagen in einem Berliner Kranken- 
haus im Koma gelegen und sei schließ- 
lich für „klinisch tot“ erklärt worden. 
Rieger galt als wohlhabend und be- 
miühte sich immer wieder um den Erwerb 


von Grundstücken, auf denen rechtsextre- 
mistische Schulungszentren entstehen 
sollten. Zudem versorgte er die NPD, die 
sich in den vergangenen Jahren immer 
wieder Spendenaffären und Finanzskan- 
dale leistete, wiederholt mit Darlehen in 
teils sechsstelliger Höhe. Nach Erkennt- 
nissen des Verfassungsschutzes beläuft 
sich die Summe seiner Darlehen auf ins- 
gesamt rund 500.000 Euro. 

Rieger war der NPD im Jahr 2006 bei- 
getreten. Seit 2007 fungierte er auch als 
Landesvorsitzender der rechtsextremisti- 
schen Partei in Hamburg. Er galt als einer 
der einflussreichsten NPD-Funktionäre. 

Quelle: http://www.spiegel.de 


WKR-Ball in Wien 


ÖSTERREICH/WIEN. Am Freitag, den 29. 
Januar 2010, soll der nächste „Wiener 
Korporations-Ball“ in den Festsälen der 
Wiener Hofburg stattfinden. Enden soll 
die Veranstaltung verschiedener rechter 
Studentenverbindungen, bei der für die 
Herren „Smoking, Frack oder Uniform“ 
vorgeschrieben ist, mit dem gemeinsamen 
Absingen der „Burschenherrlichkeit“. Als 
Kontaktadresse für Anmeldungen aus 
Österreich wird die Anschrift der deutsch- 
tümelnden „Österreichischen Landsmann- 
schaft“ (ÖLM) in Wien und namentlich 
Philipp Mandl angegeben. Mandl, auch 
Autor in der ÖLM-Zeitschrift „Der Eck- 
art“, war im vergangenen Jahr Ansprech- 
partner einer Reise der ÖLM nach Dres- 
den. Besichtigt werden sollte im Rahmen 
dieser Reise auch das Mahnmal des ge- 
schichtsrevisionistischen Vereins „Ge- 
dächtnisstätte e.V.“ in Borna. Als Kontakt- 
adresse für die Teilnehmer aus Deutsch- 
land beim WKR-Ball fungiert Roland 
Kahlenberg in München. hma 


Ein Orden für Bergel 


BERLIN. Am 15. September erhielt der 
Schriftsteller Hans Bergel (84) in der ru- 
mänischen Botschaft in Berlin den Kultur- 
Verdienst-Orden im Offiziersgrad, Kate- 
gorie A, für „Verdienste auf literarischem 
Gebiet“ verliehen. Der aus Siebenbürgen 
stammende Bergel war in Rumänien wie- 
derholt inhaftiert worden. Nach seiner 
Übersiedlung in die Bundesrepublik war 
Bergel u.a. als Chefredakteur für die „Sie- 
benbürger Zeitung“ tätig. Auf den „Tagen 
Deutscher Kultur“ des extrem rechten 
„Deutschen Kulturwerk Europäischen 
Geistes“ (DKEG), die von dem früheren 
SS- und NSDAP-Mitglied Karl Günther 
Stempel eröffnet wurden, hielt Bergel 
1989 einen Vortrag über „Die Siebenbür- 
ger Sachsen — Wesensmerkmale deutscher 
Kultur in Europas Südosten“. Noch im 
November vergangenen Jahres fand eine 
Veranstaltung mit Bergel im Schulvereins- 
haus der „Österreichischen Landsmann- 
schaft“ in Wien statt, auf der er aus seinem 
36. Buch las. hma 


Fortsetzung von Seite 1 
Neuer Zusammenschluss... 


Letztere, die bei den Europaparla- 
mentswahlen im Juni 2009 in Ungarn 
14,77 % der Stimmen und drei Sitze er- 
hielt, zählt derzeit zu den mit Abstand dy- 
namischsten rechtsextremen Parteien in 
Europa. Ihre paramilitärische „Ungari- 
sche Garde“ wurde hingegen offiziell 
verboten. Besonderen Auftrieb erhält die 
naziähnliche „Bewegung“ dadurch, dass 
die soziale Frage in Ungarn weitestge- 
hend rechts bis rechtsradikal besetzt und 
nationalistisch-rassistisch-antisemitisch 
werden konnte. Einer der Gründe dafür 
besteht darin, dass die (regierende) unga- 
rische Sozialdemokratie einerseits realso- 
zialistisch-stalinistischer Herkunft ist - 
sie ging nach der „Wende“ 1989 aus der 
früheren stalinistischen Staatspartei her- 
vor —, also ihre Wurzeln im „alten Re- 
gime“ hat. Und dass sie andererseits, vor 
allem, eine neoliberale Gegenwart als Re- 
gierungspartei hat. Aus beiden Gründen 
gleichermaßen erscheint diese Partei als 
Trägerin sozialer Gerechtigkeits- und 
Veränderungswünsche oder Hoffnungen 
kaum tauglich. Die politische Rechte al- 
ler Schattierungen - bis hinein in ihre ex- 
tremen, faschistischen Varianten hinein — 
hat es in Ungarn großenteils geschafft, 
solche (Abrechnungs-)Wünsche auf ihre 
Mühlen zu lenken. 

Neben dem französischen Front Natio- 
nal (FN), für den der Europaparlaments- 
Abgeordnete und Vizepräsident Bruno 
Gollnisch nach Budapest anreiste, ist 
„Jobbik“ die tragende Hauptkraft der 
neuen Allianz. Beide Parteien nähern sich 
auch dadurch einander an, dass sie in 
außenpolitischen Fragen heute eine eher 
antiwestlich-antisemitisch geprägte Linie 
vertreten. Dies unterscheidet sie von eher 
proamerikanisch und pro-israelisch ori- 
entierten Rechtsparteien, wie der erfolg- 
reichen niederländischen „Freiheitspar- 
tei“ (PVV) des Moslemshassers Geert 
Wilders. In Deutschland entspräche erste- 
re Position eher vergröbert jener der 
NPD, letztere jener der auf regionaler 
Ebene erfolgreichen Rechtspopulisten 
von „Pro Köln“, die vorwiegend die Agi- 
tation gegen „den Islam“ in den Vorder- 
grund rückt. In konservativ-liberalen bis 
in rechtskonservative Kreise hinein ist die 
erstgenannte Position weitaus weniger 
„bündnisfähig“. 

Die übrigen drei Parteien, die der frisch 
gegründeten Allianz derzeit angehören, 
sind eher schwächere Parteien und klei- 
nere Abspaltungen von einflussreicheren 
Rechtskräften. Dies gilt für die italieni- 
sche Partei Fiamma tricolore (benannt 
nach der dreifarbigen italienischen Natio- 
nalflagge): Bei ihr handelt es sich um ei- 
nen „traditionell“ orientierten Überrest 
des früheren neofaschistischen MSI (,Ita- 
lienische Sozialbewegung“), der die 1995 
durch die Hauptpartei unter Gianfranco 


Fini vollzogene 
Umwandlung in 
eine rechtskonserva- 
tive und „regie- 
rungsfähige“ Partei 
unter dem Namen 
Allenza Nazionale 
nicht mit vollzog. 


Schweden, Briten, 
Österreicher 


Auch die ebenfalls 
beteiligten schwedi- 
schen „Nationalde- 
mokraten“ (Natio- 
naldemokraterna) 
sind von diesem Ka- 
liber. Es handelt sich 
bei ihnen um eine 
extreme Abspaltung 
der „Schwedende- 
mokraten“ (SD, 


Sverigedemokrater- Strache (FPÖ) rechtes und Wolter von pro nrw 


na). Letztgenannte 

Rechtspopulisten sind derzeit recht er- 
folgreich, und es wird vermutet, dass sie 
bei den schwedischen Parlamentsjahren 
in knapp einem Jahr die dort geltende 
Vier-Prozent-Hürde überwinden dürften. 
Bei den Wahlen 2006 waren sie noch mit 
2,93 % an ihr gescheitert. Die extremen 
„Nationaldemokraten“ ihrerseits wurden 
bislang von 0,1 % gewählt. Hingegen 
sind die SD in jüngster Zeit auf dem Weg, 
ihren Einfluss zu steigern: Vor wenigen 
Tagen veröffentlichte die auflagenstarke 
Tageszeitung Aftonbladet (Abendblatt) 
einen Gastbeitrag ihres Vorsitzenden Jim- 
mie Akesson, in dem dieser offen gegen 
Moslems — „die größte ausländische Be- 
drohung Schwedens seit Ende des Zwei- 
ten Weltkriegs‘ — hetzen konnte. (FUSS- 
NOTE: Anm. 1) — Seitdem tobt die De- 
batte darüber, ob es besser sei, die Rech- 
ten nicht zur Kenntnis zu nehmen, oder 
aber ob Ausgrenzung sie nur stärke und 
man sie deswegen zu Wort kommen las- 
sen müsse. 

Die fünfte Partei im Bunde, der belgi- 
sche Front National (FN) - der vor allem 
in der Wallonei, dem französischsprachi- 
gen südlichen Landesteil, verankert ist 
und dort Wahlergebnisse zwischen 4 und 
8 Prozent erhielt - wurde 1985 nach dem 
Vorbild der gleichnamigen französischen 
Partei gegründet. 

In den letzten Jahren stellte der FN bel- 
ge allerdings eher ein Sorgenkind für die 
Franzosen dar. Abspaltungen und Skan- 
dale etwa um Holocaustleugner erschüt- 
terten die Reputation der Partei. Noch im 
Vorfeld der diesjährigen Europaparla- 
mentswahl stritten sich zwei Hälften ge- 
richtlich um das Recht, den Parteinamen 
führen zu dürfen. 

Wie Jobbik-Vertreter am Samstag in 
Budapest vor der Presse erklärten, seien 
„Verhandlungen im Gange“, um auch den 
Beitritt anderer Rechtskräfte zu der neuen 
rechtsextremen Allianz zu erzielen. Als 


Ansprechpartner nannten sie dabei be- 
sonders die British National Party (BNP), 
die österreichische FPÖ sowie „Parteien 
in Spanien und Portugal“. 

Die FPÖ unter Heinz-Christian Strache 
unterhält offiziell keinerlei Kontakte zur 
rechtsextremen Jobbik in ihrem Nachbar- 
land Ungarn. Mutmaßlich geht man bis- 
lang davon aus, es würde die FPÖ, die 
selbst wiederholt zu Vorwürfen aufgrund 
von Antisemitismus Anlass gegeben hat, 
zu stark belasten. 

Hingegen unterhält die britische BNP 
unter Nick Griffin im Europaparlament, 
wohin sie im Juni 2009 zum ersten Mal 
(mit 6,2 % der Stimmen) einzog, erklär- 
termaßen Kontakte auch zu Jobbik. 

Ihr Vorsitzender, Griffin, wurde am 
vergangenen Donnerstag, den 22. Okto- 
ber erstmals in eine Absendsendung der 
BBC eingeladen. Die Sendung sorgte für 
einen veritablen Eklat, und antifaschisti- 
sche Demonstrant/inn/en drangen bis ins 
Foyer der Fernsehanstalt in London vor. 
Sie wurde jedoch auch zum bombasti- 
schen Publikumserfolg mit über acht Mil- 
lionen Zuschauer/innen/n. Infolge dieses 
Auftritts ihres Vorsitzenden im BBC- 
Fernsehen schossen die Umfragewerte 
der rechtsextremen Partei in den folgen- 
den Tagen nach oben: 22 % „prüfen“ 
demnach „ernsthaft“, ob sie künftig für 
die Partei stimmen wollen. (Vgl. 
http://www.telegraph.co.uk/news/newsto 
pics/politics/6417906/One-in-four- 
would-consider-voting-BNP.html) 

Die 1982 gegründete BNP hat erst vor 
kurzem eine Bestimmung ihrer Statuten, 
wonach Nichtweißen der Zutritt aus- 
drücklich verboten war, aufgehoben. 

Bernhard Schmid, Paris I 


ANMERKUNG 1: Vgl. im Original: 
hitp://www.aftonbladet.se/debatt/debattamnen/ 
politik/article5978707.ab, oder deutsch dazu: 
http://www.eurorex.info/2009/10/24/schweden 
-rechtsextremist-schreibt-bei-aftonbladet/ 
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AACHEN. Am 28.10. wurde der 
Prozess gegen Heinrich Boere vor 
dem Landgericht Aachen eröffnet. 
Der erste Eklat ereignete sich allerdings 
schon vor dem Gerichtsgebäude. Durch die 
Polizei wurde zwei Neonazis der Kame- 
radschaft Aachener Land und der NPD der 
Zutritt zum Gericht ermöglicht. Mitglieder 
des AK Kein Vergessen und weitere Anti- 
faschistInnen hatten ihnen den Weg ver- 
sperrt und wurden sofort von mehreren Po- 
lizeibeamten unter Anwendung körperli- 
cher Gewalt zurückgedrängt. Die Begrün- 
dung, mit der die Polizei den Neonazis den 
Weg freimachte und damit auch Teun de 
Groot, Sohn eines Opfers von Boere, der 
Konfrontation mit Neonazis aussetzten, ist 
erschreckend und bezeichnend für das 
deutsche Rechtsverständnis der vergange- 
nen Jahrzehnte: Es sei „Menschenrecht“ 
der Nazis, dem Prozess beizuwohnen. Sie 
sähen keine Rechtsgrundlage ihnen dies zu 
verwehren. Auf die Bitte, doch mal seinen 
Menschenverstand einzuschalten, erwider- 
te einer der Beamten: „Mit gesundem 
Menschenverstand hat das nichts zu tun. 
Ich mache hier meine Arbeit.“ 

Da wundert auch die Fortsetzung im 
Gericht dann beinahe nicht mehr. Die Ne- 
benklage forderte zu Beginn den Aus- 
schluss der beiden Neonazis aufgrund ih- 
rer T-Shirts. Beim einen war vorne „Ka- 
meradschaft Aachener Land“ zulesen, 
beim anderen hinten „Ehre dem, dem Ehre 
gebührt“ und das Truppenkennzeichen der 
Division Windhund. Der Vorsitzende 
Richter Nohl allerdings konnte darin keine 


KöLn. Langsam scheint Bewe- 
gung in die Sache zu kommen: 
nach jahrelangem Hick-Hack, ver- 
bunden mit dauernden Provokationen von 
„pro Köln”, soll am 7. November der 
Grundstein für die DITIB-Moschee an 
der Venloer Straße gelegt werden. Diese 
Gelegenheit, wieder einmal ihren Rassis- 
mus auf die Straße zu tragen, lässt sich 
die „Bürgerbewegung“ natürlich nicht 
entgehen und ruft zu einer Demonstration 
auf. „Grundgesetz statt Scharia! Nein zur 
Kölner Großmoschee!“ heißen die Paro- 
len, unter der Beisicht & Co. ihre Anhän- 
ger(innen) zu den Fahnen rufen. 

Dass DITIB, Bauherr der Moschee, ge- 
rade nicht für die Anwendung der Scharia 
steht, spielt dabei keine Rolle. Es geht ja 
auch gar nicht um Religion, sondern um 
„Überfremdung“. Der Islam ist der Sack, 
der geschlagen wird, die neue Moschee 
lediglich ein Symbol, dass aus rassisti- 
schen Gründen bekämpft wird. 

Wie weit es mit der lauthals postulier- 
ten Grundgesetztreue wirklich her ist, 
zeigt ein Blick nach rechts. In der Okto- 
berausgabe der neonazistischen Zeit- 
schrift „Nation & Europa“, die als über- 
parteiliches Theorieorgan der äußersten 
Rechten gilt, spricht pk-Chef Markus 
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Erster Prozessta 


gegen Heinrich 


im Gericht unzulässige politische Willens- 
bekundung erkennen. Anstatt die Neona- 
zis des Gerichtsaals zu verweisen, er- 
mahnte er die ZuschauerInnen, welche 
dem Antrag auf Ausschluss applaudiert 
hatten. Diese hätten bei einer erneuten 
Willensbekundung mit „Maßnahmen“ zu 
rechnen. 

Zu einer Verlesung der Anklageschrift 
kam es am ersten Prozesstag nicht. Die 
Verteidigung Boeres stellte zunächst einen 
Antrag auf Befangenheit des leitenden 
Staatsanwaltes Maaß. Dieser habe in ei- 
nem Interview im niederländischen Fern- 
sehen eine Verurteilung Boeres prognosti- 
ziert. Dies komme einer Vorverurteilung 
gleich. Zudem wurde Maaß aufgefordert 
zu den Vorwürfen Stellung zu beziehen. 

Dass es der Verteidigung darum geht, 
den Prozess gegen den 88-jährigen Boere 
in die Länge zu ziehen, liegt auf der Hand. 
Dass Maaß, der durchaus mitverantwort- 
lich dafür ist, dass der Prozess erst jetzt, 
nach über 60 Jahren stattfindet, die Ankla- 
ge in dem Maße schwächt, ist mehr als ei- 
tel. Selbstkritisch sollten VertreterInnen 
der deutschen Justiz reflektieren, warum 
es erst jetzt zu diesem Prozess kommt. 
Erst jetzt, nachdem die Vollstreckung ei- 
nes niederländischen Urteils gegen Boere 
aus dem Jahre 1949 in Deutschland durch- 


Pro Köln will 
provozieren 


Beisicht zwar von einem „neuen dynami- 
schen rechtsdemokratischen Politikmo- 
dell, das sich an FPÖ und Vlaams Belang 
orientiert“ aber N&E schätzt die pro-Be- 
wegung realistischer ein: „Die Unter- 
schiede etwa zwischen ‚Köln‘ und ‚Dres- 
den‘ (gemeint ist die sächsische NPD- 
Landtagsfraktion - tri) werden als über- 
windbar eingeschätzt. Auch aus der DVU 
gibt es Signale der Annäherung“. Die bei- 
den Autoren des Beitrages, deren einer 
mutmaßlich „Nation & Europa“-Heraus- 
geber Peter Dehoust ist, sehen die 
„Rechtsdemokraten“ also klarblickend 
als das, was sie sind: in der Wolle gefärb- 
te Rechte, kompatibel zur DVU und den 
Kreisen der NPD, die sich nicht allzu kra- 
wallig geben. Zugegebenermaßen han- 
delt es sich bei dem braunen Blatt aus 
Coburg nicht um ein pK-Organ, doch 
scheint die Freundschaft innig zu sein. 
Zum „Anti-Islamisierungskongress“ im 
Mai 2009 schaltete Pro Köln eine ganz- 
seitige Anzeige auf der letzten Umschlag- 
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gesetzt werden könnte, indem neues euro- 
päisches Recht Deutschland zum Handeln 
zwingt, eröffnet Maaß das Verfahren. Da 
ist wohl eher internationaler Druck aus- 
schlaggebend denn juristisches Engage- 
ment. 

Am nächsten Verhandlungstag, am 
kommenden Montag wird Maaß zu den 
Vorwürfen möglicherweise Stellung be- 
ziehen und es wird — wenn nichts dazwi- 
schen kommt — die Anklage verlesen. 

Im Anschluss an den ersten Prozesstag 
mischten sich drei Neonazis, teils bewaff- 
net, unter die Kundgebung des AK Kein 
Vergessen vor dem Aachener Landgericht. 
Trotz Protest war die Polizei nicht bereit, 
die Neonazis vom Veranstaltungsort zu 
entfernen. Für Antifaschistinnen ist es 
schier unmöglich, auch nur in die Nähe 
von Neonazi-Kundgebungen zu kommen. 
So besorgt scheint die Aachener Polizei 
um die Rechte von Nazis zu sein, dass sie 
diese bewaffnet auf antifaschistische 
Kundgebungen lässt, um deren Bewe- 
gungsfreiheit nicht einzuschränken. Die 
Begründung: Nicht eine Störung der ange- 
meldeten Kundgebung, erst eine Störung 
der Polizei würde diese zum Einschreiten 
bewegen. 

AK Kein Vergessen! 28.10.2009, http:/ 
akantifaac.blogsport.de/kein-vergessen/ 
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seite von „Nation & Europa“. Und dass 
es sich bei diesem Organ um Neonazis- 
mus pur handelt, zeigt die Lektüre einer 
beliebigen Ausgabe. Monat für Monat 
wird darin ein trübbrauner Cocktail ange- 
rührt, zu dessen wesentlichen Bestandtei- 
len Geschichtsrevisionismus, Antisemi- 
tismus und NS-Nostalgie gehören. 

Doch zurück zur angekündigten De- 
monstration am 7. November: Stattfinden 
soll sie direkt vor der Moschee-Baustelle 
an der Venloer/Ecke Innere Kanalstraße. 
Ob dieser Ort von der Polizei genehmigt 
wird, darf bezweifelt werden, bean- 
sprucht doch der Bauherr DITIB genau 
diesen Ort für die geplante Feier der 
Grundsteinlegung. Egal aber, wo die Ras- 
sisten letztlich demonstrieren: Kölns De- 
mokrat(inn)en sollten ihnen wie bisher 
nicht die Straße überlassen sondern ge- 
gen die Rechten Widerstand leisten. Auch 
nach der Kommunalwahl müssen sie ler- 
nen, dass ihre Bäume nicht in den Him- 
mel wachsen. tri 


Deutsche Bahn muß „Halteverbot“ 
für Zug-der-Erinnerung aufheben! 


 SOLTAU/WALSRODE/SCHWARMSTEDT 
Eine Woche bevor der Zug-der-Er- 
innerung einlaufen soll, teilten be- 
trieblich Verantwortwortliche der DB mit, 
dass der Zug in die Bahnhöfe Walsrode 
und Schwarmstedt nicht einfahren könne. 
Was für Soltau durchgesetzt werden 
konnte, soll auf den 2 anderen geplanten 
Stationen unmöglich sein. In Walsrode 
habe sich beim einzig möglichen Gleis 
der Gleisabstand um 2 mm verzogen, so 
dass Entgleisungsgefahr bestehe. In 
Schwarmstedt müsse eine Überquerung 
von hinten über ein, fast nicht genutztes 
Gleis geschaffen werden. Das bedeute 
Unfallgefahr. 

Die „Initiative Zug-der-Erinnerung auf 
der Heidebahn / Geschichtswerkstatt 
Hannover eV“ hat auch die Bahnhöfe in- 
spiziert und kommt zum Ergebnis: Das 
genannte Gleis in Walsrode wird bis heute 
unregelmäßig für Transporte zu den Che- 
miewerken in Bomlitz genutzt. Warum 
soll der Z-d-E nicht auf dies Gleis rangie- 
ren können. Ausserdem fanden sich in 
Walsrode und Schwarmstedt weitere al- 
ternative Möglichkeiten für den Z-d-E. 
Gleisübergänge hat der Z-d-E schon in 
anderen Orten gehabt, warum nicht in 
Schwarmstedt über ein nahezu nie ge- 
nutztes Gleis. 


AUSSTELLUNG ZUG DER N 


ERINNERUNG 


Bahnhof Soltau 
2.11:.43.11.2009 
Bahnhof Walsrode 
%.11:+5.13:200% 
Bahnhof Schwarmstedt 
611+7.11.2009 
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Etiöinerung und 
Spurensuche 


] Dazu begleitende 


Veranstaltungen 
ab Oktober 2009 


EIDEBAHN.TI 


Wenn die DB ein Gleis nicht mehr nut- 
zen will, muss sie förmlich bei den Auf- 
sichtsbehörden, Eisenbahnbundesamt und 
Regulierungsbehörde der BRD, die Ab- 
meldung beantragen. Das ist hier nicht 
passiert. D.h. dass die DB diese Gleise 
Kunden (wie dem Z-d-E) zur Verfügung 
stellen muß und die Gleise in Ordnung 
halten muß. Das Auswechseln einiger 
Bahnschwellen ist schnell machbar. 

Die lokale Initiative stellt fest: „Zwar 
hat sich das Verhalten der DB-Spitze ge- 
genüber dem Z-d-E in den letzten Mona- 
ten verbessert, aber im Bahn-Apparat gibt 
es immer noch Kräfte gibt, die alles daran 
setzen, den Z-d-E zu verhindern. Ein paar 
Bahner verstehen das Werteverhältnis 
zwischen kleinen technischen Problemen 
und der gesellschaftlichen Bedeutung von 
Gedenken an NS-Verbrechen und Präven- 
tion gegen Rechtsextremismus nicht. Es 
wäre das erste Mal, dass dieser Zug, wenn 
er eingeladen ist, nicht ausstellen kann“. 

Die Empörung war groß, schließlich ha- 
ben sehr viele Schulen und Gruppen ihren 
Besuch angemeldet. Nach einer Woche 
anstrengender Auseinandersetzung hat die 
Herstellung von lokaler Öffentlichkeit und 
Einflußnahme durch einige Spitzenpoliti- 
ker sich positiv auf die DB ausgewirkt. 
„Es muß wohl Druck von oben innerhalb 
der DB gegeben haben“, wertete ein 
Transnet-Funktionär das Ergebnis. 
Allerdings müssen die örtlichen 
Veranstalter eine eigene Generator- 
Stromversorgung organisieren. 

Die Initiative hatte es schwer die 
notwendigen Gelder zu bekom- 
men. Nur sehr wenige Firmen wa- 
ren dazu bereit und in einigen 
Kommunen versuchten CDU-Räte 
einen Zuschuss zu verhindern bzw. 
gering zu halten. Und das in einem 
Gebiet wo die Nazis den Krieg auf 
Truppenübungsplätzen und in Pul- 
verfabriken vorbereiteten, wo es 
viele Zwangsarbeiter gab und sow- 
jetische Kriegsgefangene zu zehn- 
tausenden unter Wehrmachtsauf- 
sicht elendig verreckten. Und wo 
Neonazi-Organisationen ihre 
Schwerpunkte haben. 

Die Initiative an der Heidebahn/ 
Geschichtswerkstatt Hannover 
wird getragen von Schulen, Ge- 
werkschaften, antifaschistischen 
und kulturellen Gruppen, Jugend- 
und BildungsarbeiterInnen. Zu- 
sätzlich wird bis Dezember 2009 
in 40 Begleitveranstaltungen zwi- 
schen Heide und Hannover mehr 
als nur Lokalgeschichte themati- 
siert: www.zde-heidebahn.tk 

CBE 


Hans-Rüdiger 
Minow (Zur) 
vom Verein „Zug 
der Erinnerung 
e.V gemeinsam 
mit Mitgliedern 


der Initiative 

„Zug der Erin- 

nerung auf'der 
Heidebahn 


15 Tausend Besucher auf 
sechs Bahnhöfen 


Seit Anfang Oktober haben über 15.000 
Besucher der deportierten Kinder und Ju- 
gendlichen gedacht (Medienberichte). 
Dies bestätigen die pädagogischen Zug- 
begleiter, die Schulklassen und angemel- 
dete Gruppen seit fast vier Wochen in die 
mobile Ausstellung einführen. Nach Sta- 
tionsaufenthalten in Rheinland-Pfalz und 
im Saarland steuert der Zug jetzt zahlrei- 
che Bahnhöfe im Nordwesten an (Fahr- 
plan). Während der dreitägigen Standzei- 
ten kamen in Delmenhorst 2.700 Besu- 
cher, in Oldenburg 2.350 und in Wil- 
helmshaven 3.300 an die Gleise, die zur 
NS-Zeit in die Vernichtung führten. 
„Etwa die Hälfte sind Schüler und Ju- 
gendliche“, berichtet Ute Schilde, die das 
pädagogische Team anleitet. Durch den 
großen Zuspruch finden Einzelschicksale 
der Deportierten eine weite Öffentlich- 
keit, Ansätze einer alternativen Heimat- 
geschichte werden greifbar. 

Aber nicht nur den Opfern, auch den 
Tätern wird Aufmerksamkeit zuteil. In 
bewegenden Zuschriften bitten Besucher 
um Unterstützung, weil sie die Verbre- 
chensbeteiligung ihrer Eltern und Groß- 
eltern aufklären wollen. 


Fahrplan im November: 


Hannover, 

So, 8. November - Sa, 14. November 
Magdeburg, 

Mo, 16. November - Mi 18. November 
Blankenburg, 

Do, 19. November - Sa, 21. November 
Dessau, 

So, 22. November - Di, 24. November 
Wittenberg, 

Mi 25. November - Fr, 27. November 
Cottbus, 


So, 29. November - Di, 1. Dezember 

Guben, 

Mi, 2. Dezember - Fr, 4. Dezember 

Eisenhüttenstadt, 

So, 6. Dezember - Di, 8. Dezember 
www.zug-der-erinnerung.eu 
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Neonazis marschieren zum 
„Heldengedenken” auf 


HALBE. Neonazis aus der gesamten Bun- 
desrepublik wollen am 14. November 
2009 in Halbe zum „Heldengedenken“ 
aufmarschieren. Unter dem Motto 
„Ruhm und Ehre dem deutschen Front- 
soldaten und den europäischen Freiwilli- 
gen“ wird nach Brandenburg mobilisiert. 
„Da die Politik wie auch die Medien sich 
überschwänglich über ihren angeblichen 
‚Sieg‘ über Halbe erfreut haben und die 
systemtreuen Antifaschisten in das glei- 
che Horn gestoßen haben, wollen wir die- 
se ‚demokratischen Gutmenschen‘ eines 
Besseren belehren“, heißt es. In gewohnt 
kriegerischer Sprache verkünden die 
Neonazis: „Feldherren würden dazu sa- 
gen — Zwar haben sie eine Schlacht ge- 
wonnen _ 
Aber nicht den Krieg. In diesem Sinne 
auf ein Neues!“ 

Zudem wird aus diesem Anlass extra 
ein „Soli T-Hemd“ auf den Markt gewor- 
fen, welches über einen Versandhandel 
zum Preis von 15 Euro angeboten wird. 
„Ein Teil des Erlöses spenden wir den 
Veranstaltern des Trauermarsches in Hal- 
be 2009 für den Rechtskampf!!!“, schreibt 
der Versand aus Eberswalde dazu. 

Im vergangenen Jahr marschierten 
Neonazis unter anderem in Berlin zu ei- 
nem Heldengedenken auf; ein Aufmarsch 
von Rechtsextremisten aus Brandenburg 
und Sachsen wurde zudem in 
Burg/Brandenburg aufgelöst. Am Solda- 
tenfriedhof Halbe blieb es 2008 erneut 
ruhig. Am größten deutschen Soldaten- 
friedhof in Halbe sind seit dem Jahr 2006 
Neonazi-Aufmärsche verboten. Der 
Brandenburger Landtag hatte dazu eine 
Änderung des Versammlungsgesetzes 
verabschiedet, nach der Kundgebungen, 
bei denen die Wehrmacht oder andere 
NS-Organisationen verherrlicht werden 
sollen, auch an allen anderen Gräberstät- 
ten in Brandenburg untersagt sind. 

http://npd-blog.info/2009/ 10/20/neonazis- 

marschieren-zum-heldengedenken-auf/ I 


Volkstrauertag und Nazi- 
aufmärsche in Arnstadt und 
Friedrichroda? 


THÜRINGEN. Der Volkstrauertag ist die- 
ses Jahr am 15. November (Sonntag). 
Derzeit haben die Thüringer Neonazis am 
Vortag, dem 14. November einen Fackel- 
marsch durch Arnstadt angemeldet. Am 
Volkstrauertag selber rechnen wir mit 
dem traditionellen Nazifackelmarsch in 
Friedrichroda als zentralen Termin in 
Thüringen, neben den unzähligen Kranz- 
niederlegungen. Der Fackelmarsch in 
Friedrichroda fand 2008 zum 6. Mal in 
Folge statt. Die Teilnehmerzahl stieg über 
die Jahre kontinuierlich an, sodass mit 
mind. 200-300 Neonazis in diesem Jahr 
zu rechnen ist. Über eine Anmeldung der 
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Nazis in Friedrichroda ist bisher 
nichts bekannt, er wurde in den letz- 
ten Jahren aber auch immer erst re- 
lativ kurzfristig angemeldet. 

Um Gegenaktionen vorzuberei- 
ten, finden in den nächsten Tagen 
wieder Treffen statt, auch von zivil- 
gesellschaftlicher Seite, bei denen 
Genaueres besprochen wird. Für den 
15.11. ist in Friedrichroda eine De- 
monstration auf der Route angemel- 
det, die die Nazis in den Vorjahren 
marschiert sind. 

Um Interessierte jederzeit über 
Neuigkeiten und Änderungen zu in- 
formieren wurde eine Sonderseite 
im Internet eingerichtet. Außerdem 
befindet sich dort der Aufruf des An- 
tifaschistischen Bündnis Gotha, das 
zu den Gegenaktivitäten mobilisiert. 

Kontaktmöglichkeiten findet ihr 
ebenfalls auf der Sonderseite unter 
www.volkstrauertag-abschaffen.tk 

Antifaschistische Gruppe Südthü- 
ringen (AGST) für das Antifaschisti- 

sche Bündnis Gotha 
www. volkstrauertag-abschaffen.tk I 


Auch dieses Jahr will die 
NPD zum Volkstrauertag in 


München aufmarschieren 
MÜNcHENn. Dahinter verbirgt sich nichts 
anderes als menschenverachtende Nazi- 
propaganda, nämlich Verherrlichung von 
Krieg, Naziherrschaft, SS und Wehr- 
macht. 

Dieser geplante Propagandamarsch 
soll wenige Tage nach dem Jahrestag der 
Reichspogromnacht stattfinden — eine 
nachträgliche Verhöhnung der Opfer des 
Naziregimes. Immer wieder sind Münch- 
nerinnen und Münchner in den letzten 
Jahren diesem Nazispuk entgegen getre- 
ten — und haben damit deutlich gemacht, 
dass sie die Verantwortung aus der Ge- 
schichte ernst nehmen, die Nazis heute 
rechtzeitig zu stoppen. Denn die Ge- 
schichte hat gezeigt: Naziideologie ist 
keine Meinung wie jede andere, sondern 
die Rechtfertigung von Verbrechen. 

Es ist empörend, dass Neonazis unter 
dem Deckmantel der „Meinungsfreiheit“ 
immer wieder Aufmärsche durchführen 
können, die dann von der Polizei durch- 
gesetzt werden. Solange dies so ist, sind 
alle demokratischen Kräfte immer wieder 
aufgefordert, Nazipropaganda zu verhin- 
dern und damit deutlich zu machen, dass 
auch in München, der ehemaligen 
„Hauptstadt der Bewegung“ kein Platz 
mehr ist für alte und neue Nazis. 

Wir rufen deshalb alle Menschen in 
dieser Stadt dazu auf, zahlreich und mit 
allen demokratischen Mitteln gegen den 
Aufmarsch der Neonazis zu demonstrie- 
ren: In München ist kein Platz für Nazis! 

Münchner Bündnis gegen Nazi-Auf- 
märsche; Material: 
http://www.muenchen-gegen-krieg.de/ MM 


Wehren 
wir uns 


gegen den 
Nazi-Aufmarsch 
in München am 
14. November’09 
Am Samstag, 
14. November ’09 
um 11.00 Uhr 
Kundgebung auf 
dem Marienplatz, 
anschließend 
Demonstration 
BÜNDNIS GEGEN NAZI-AUFMÄRSCHE 
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München. Am Dienstag, 27.10. 
leuchtete um 21.20 Uhr zum 
ersten Mal die Lichtinstallation 
„8. November 1939” der Frankfurter 
Künstlerin Silke Wagner am Münch- 
ner Georg-Elser-Platz auf, die das Er- 
innern an das mutige Attentat Elsers 
auf Adolf Hitler kreativ transportiert. 
Neonazis aus München und Oberbay- 
ern störten kurz zuvor die feierliche 
Eröffnung in der Maxvorstadt. Karl 
Richter und Philipp Hasselbach ver- 
höhnten Georg Elser als „Massenmör- 
der”. 


Das Georg-Elser-Denkmal 


70 Jahre nach der vorbildlichen Aktion 
Georg Elsers widmet die Stadt München 
dem Schreiner, der Adolf Hitler im Bür- 
gerbräukeller in Haidhausen mit einer 
Bombe töten wollte, ein Kunstwerk. Über 
dem Georg-Elser-Platz an der Türkenstra- 
ße, in der Nähe seines Wohnorts, leuchtet 
nun jeden Tag von 21.20 Uhr bis 21.21 
Uhr das Datum des Attentats in einer 
Wandinstallation auf — der 8. November. 

Auf dem Georg-Elser-Platz hatten sich 
am Dienstag, 27. Oktober 2009, zur Er- 
öffnung des von der Frankfurter Künstle- 
rin Silke Wagner gestalteten Georg-Elser- 
Denkmals hunderte interessierte Bürge- 
Innen eingefunden. Bevor die stilisierte 
„Detonation“ zum ersten Mal leuchtete, 
las Schauspieler Stefan Hunstein aus den 
Verhörprotokollen der Gestapo nach EI- 
sers Verhaftung. Der Münchner Kulturre- 
ferent Dr. Hans-Georg Küppers gab sei- 
ner Hoffnung Ausdruck, „dass das Kunst- 
werk zur lebendigen Erinnerung an Ge- 
org Elser in München wird. Vielleicht ist 
es auch geeignet, ein Kompass zu sein, 
wenn es um eigene Wertmaßstäbe oder 
um die eigene Zivilcourage geht.“ Und 
Zivilcourage war kurze Zeit später tat- 
sächlich gefragt. 


Neonazis provozieren 


Etwa zwei Dutzend oberbayerische und 
Münchner Neonazis pferchten sich an der 
Ecke Schellingstraße/Türkenstraße in ein 
Karree aus Absperrgittern, nur wenige 
Meter vom Georg-Elser-Platz entfernt. 
Die angemeldete Kundgebung war im 
Vorfeld nicht öffentlich bekannt gewor- 
den. Das derzeitige Personalproblem der 
Münchner Neonaziszene wurde wieder- 
einmal offensichtlich, denn es waren fast 
ausschließlich bekannte AktivistInnen 
der „Bürgerinitiative Ausländerstopp“ 
(BIA) bzw. der Neonazikameradschaften 
„Freundeskreis Gilching“, „Freie Natio- 
nalisten München“ und „Nationale Soli- 
darität Bayern“ vor Ort. Unter ihnen die 
BIA-Vorstandsmitglieder Roland Wuttke 
(Mering), Karl Richter, Philipp Hassel- 
bach (beide München), Ron Appelt (Gau- 
ting), Michael Hutter (Miesbach) und 
Stefan Wöhrle (Neubiberg). 

Außerdem bekannte AktivstInnen aus 
der Münchner rechten Szene, u. a. NPD- 


Neonazis provozieren bei der 
Georg-Elser-Denkmalseröffnung 


Kandidatin Renate Werlberger und Auf- 
marsch-Anmelder Sven Grams von den 
„Freien Nationalisten München“ (FNM) 
innerhalb der Gitter, bzw. BIA-Kandida- 
tin Sigrid Damrau und Pro-München- 
Kandidatin Ingeborg Schmidt außerhalb 
der Absperrungen. Neben Pappschildern 
„Ein Denkmal für einen Sprengstoffmör- 
der - Pfui Teufel!“ hielten die Neonazis in 
der Kundgebung ein Transparent der BIA 
mit der Aufschrift „Kein Denkmal für 
Sprengstoffmörder“ hoch. 


Neonazistische Hetze 


Studierende aus der nahe gelegenen Uni- 
versität, BesucherInnen der Denkmalser- 
öffnung und AnwohnerInnen strömten je- 
doch schnell zusammen und schafften es, 
mit lauten Rufen („Nazis raus!“, „Aufhö- 
ren!“ und „Haut ab!“) die mit einem Me- 
gafon verstärkte Nazi-Hetze zu übertö- 
nen. Insbesondere gelang dies bei der 
Rede Philipp Hasselbachs, der vor weni- 
gen Tagen als Angeklagter vor Gericht 
noch eine Abkehr von einer „Krawall- 
und Radau-Politik“ angekündigt hatte. 
Jetzt hetzte Hasselbach gegen den Wider- 
standskämpfer Georg Elser, nannte ihn 
„einen Mann, der Menschen aus dem Le- 
ben gerissen hat“ und gleich mehrmals 
einen „verurteilten Sprengstoffmörder“. 
Das ist nicht nur politisch hanebüchener 
Unsinn, sondern schlichtweg falsch: Ge- 
org Elser wurde nie verurteilt, einen Pro- 
zess gegen ihn wollte sich das NS-Re- 
gime unbedingt für die Zeit nach dem 
„Endsieg‘“ aufbewahren. Elser wurde 
ohne Prozess und Urteil 1945 im Kon- 
zentrationslager Dachau ermordet. Den 
Protestierenden hielt Hasselbach entge- 
gen: „München ist unsere Stadt“, aber es 
ging im Lärm unter. 


NS-Verherrlichung pur 


Wenn der Widerstandskämpfer Georg EI- 
ser straffrei ein „Massenmörder“ genannt 
wird und die Verbrechen des Nationalso- 
zialismus, die Massenmorde und die 
Massenmörder des Nationalsozialismus 
nicht erwähnt werden, dann wird der Ag- 
gressor Deutschland zum Opfer gemacht, 
dann geht es den Neonazis aus NPD und 
BIA eindeutig um eine Verherrlichung 
des Nationalsozialismus. 

Offensichtlich völlig unvorbereitet 
musste auch BIA-Stadtrat Karl Richter 
etwas sagen, und weil auch er nur „Auf- 
hören!“-Rufe erntete, beschimpfte er 
nach nur wenigen Sekunden in seiner 
Rede diejenigen, die er gerade noch als 
„liebe Münchnerinnen und Münchner“ 
begrüßt hatte, als „Gehirnamputierte“, 
Richter improvisierte eine Rede vor al- 
lem aus den ständig wiederkehrenden 
Satzbausteinen „Sprengstoffattentäter“ 


und „Massenmörder“: Beispiele: „Man 
wird kein Land finden, wo einem Spreng- 
stoffattentäter und Massenmörder an ei- 
ner Münchner Schule ein Denkmal ge- 
setzt wird“; „Die einzige Schule weit und 
breit mit einem Denkmal für einen Mas- 
senmörder“; „Sprengstoffattentäter“‘; 
„„...hat mit seinem feigen Sprengstoffan- 
schlag Unschuldige in den Tod gerissen“; 
„Massenmörder“; „Wer Unschuldige in 
die Luft sprengt, ist für uns kein Vorbild, 
uns schon gar nicht an einer Grundschu- 
le“; „Sprengstoffattentäter“; „Dagegen 
stehen wir auf, das lehnen wir ab“ bot er 
seinesgleichen als Alternative an: „Alle 
können sicher sein, wir werden mehr 
werden (...) Reiht Euch ein in unseren 
Widerstand gegen Denkmäler für 
Sprengstoffmassenmörder (...) und gegen 
moralische Verkommenheit in unserer 
Stadt“. 


Weitere Provokationen 


Nach dem Ende ihrer Kundgebung tauch- 
ten die Neonazis bei der Feier zur Denk- 
malseinweihung auf und stellten sich mit 
Kerzen und Schildern provozierend ge- 
nau unter dem Detonations-Denkmal an 
der Wand der Grundschule am Georg-El- 
ser-Platz auf. Die Störaktion hätte als Be- 
weis der Frechheit und des gesteigerten 
Selbstbewusstseins der Münchner Neo- 
naziszene andernorts durchaus erfolg- 
reich sein können. Das Gedenken der vie- 
len EröffnungsteilnehmerInnen an die 
mutige Tat Georg Elsers konnte jedoch 
interessanterweise kaum gestört oder im 
neonazistischen Sinn umdefiniert wer- 
den. Das Auftauchen der Nazis bewirkte 
am Dienstag Abend erstaunlicherweise 
das Gegenteil von dem, was die NPDler 
und KameradschaftsaktivistInnen ver- 
mutlich bezweckt hatten: Nicht Ärger 
und Frustration über die Provokation do- 
minierten die Stimmung, sondern die 
Notwendigkeit eines antifaschistischen 
Gedenkens an den Widerstandskämpfer 
Georg Elser in der heutigen Zeit wurde 
überdeutlich. 

Nach einem kurzen Moment der Ver- 
blüffung stimmten viele Anwesende in 
ein kräftiges „Nazis raus!“ ein und be- 
drängten die Neonazis zunehmend. Da- 
raufhin kam endlich auch Leben in die 
Reihen der Polizei, die mit einem Groß- 
aufgebot an USK und Zivilbeamten die 
Neonazis skandalöserweise in die antifa- 
schistische Gedenk-Veranstaltung hinein- 
begleitet hatte. Nach einigen Minuten 
entschied sich die Einsatzleitung doch 
noch anders und die Neonazis mussten 
von der Veranstaltung, bei der sie nichts 
verloren hatten, abrücken. 

Robert Andreasch, 
www.aida-archiv.de I 
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Berlin, 3.09.2009, vdk - verein für demokratische kultur in berlin - initiative für urbane demokra- 
tieentwicklung e.V., Appell der Demokrat/innen: 


„Eckpunkte für den Umgang mit 
Rechtsextremen in kommunalen Gremien“ 


Angesichts dessen, 

e dass sich Rechtsextreme seit 
vielen Jahren bemühen, Landes- 
parlamente und kommunale Gremien als 
Bühnen der Agitation, Experimentierfel- 
der und Lehrwerkstätten sowie als Infor- 
mations- und Finanzierungsquellen zu in- 
strumentalisieren, 

e dass nach den Kommunalwahlen am 
7. Juni 2009 in Baden-Württemberg, 
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, 
Sachsen-Anhalt, Thüringen, Rheinland- 
Pfalz und im Saarland sowie am 30. Au- 
gust in Nordrhein-Westfalen die absolute 
Zahl der rechtsextremen Sitze in kommu- 
nalen Gremien erheblich gestiegen ist, 

e dass somit immer mehr demokrati- 
sche Kommunalpolitiker/innen in ihrer 
alltäglichen politischen Arbeit mit rechts- 
extremen Provokationen umgehen müs- 
sen, 

e und aufbauend auf den vorhandenen 
vielfältigen Erfahrungen im Umgang mit 
Rechtsextremen in kommunalen Gremien 
und Landesparlamenten 

haben sich Kommunal- und Landespo- 
litiker/innen von Bündnis 90/Grünen, 
CDU, Linkspartei und SPD, Wissen- 
schaftler/innen und Vertreter/innen fach- 
licher Beratungsprojekte aus Berlin, 
Brandenburg, Mecklenburg-Vorpom- 
mern, Rheinland-Pfalz, Sachsen, Sach- 
sen-Anhalt und Thüringen am 3. Septem- 
ber 2009 in Berlin zusammengefunden. 
Als Quintessenz des Fachaustausches 
werden in diesem gemeinsamen Papier 
Handlungsmöglichkeiten im Umgang mit 
rechtsextremen Strategien und der dahin- 
ter stehenden menschenverachtenden 
Ideologie aufgezeigt. Die Teilnehmenden 
appellieren an alle demokratischen Man- 
datsträger/ innen in ihrem alltäglichen po- 
litischen Engagement, folgende politi- 
schen Eckpunkte zu beachten: 


(1) Gemeinsames Vorgehen aller Demo- 
krat/innen. Die Auseinandersetzung mit 
Rechtsextremen kann nur als gemeinsa- 
mes demokratisches Anliegen Erfolg ha- 
ben. Die demokratischen Parteien sind an- 
gehalten, sich fortlaufend über ihren Um- 
gang mit den Rechtsextremen abzustim- 
men. Die Auseinandersetzung mit Rechts- 
extremismus darf nicht zur Domäne ein- 
zelner Parteien oder Personen werden, 
sondern geht jede/n Demokrat/in an. 


(2) Bei der Auseinandersetzung mit 
Rechtsextremen dürfen deren antidemo- 
kratische und menschenverachtende Posi- 
tionen nicht außer Acht gelassen werden. 
Rechtsextreme bemühen sich um Norma- 
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lisierung und damit um ihre Etablierung 
als politischer Faktor. Häufig versuchen 
sie, die Abgrenzung seitens der Demo- 
krat/innen durch (kommunal)politische 
Initiativen ohne erkennbaren ideologi- 
schen Hintergrund zu unterlaufen. Zuneh- 
mend sollen rechtsextreme Frauen und 
Themen wie Umwelt- oder Sozialpolitik 
Harmlosigkeit, Bürgernähe und Normali- 
sierung des Rechtsextremismus suggerie- 
ren. Die Demokrat/innen sind aufgefor- 
dert, stetig und öffentlich wahrnehmbar 
auf den Charakter der rechtsextremen 
Ideologie zu verweisen und menschen- 
rechtsorientierte, demokratische Lösun- 
gen für gesellschaftliche Problemlagen zu 
vermitteln. 


(3) Niemals mit den Stimmen der Rechts- 
extremen kalkulieren. Rechtsextreme 
streben nach öffentlicher Aufmerksamkeit 
und politischem Einfluss. Gerade in der 
Rolle des „Züngleins an der Waage“ se- 
hen sie eine Chance. Durch Absprachen 
unter den demokratischen Parteien gilt es 
möglichst zu vermeiden, dass sie diese 
nutzen können. Kurzfristige politische Er- 
folge sollten nicht damit erkauft werden, 
die Feinde der Demokratie langfristig sa- 
lonfähig zu machen. 


(4) Niemals einem Antrag der Rechtsex- 
tremen zustimmen. So harmlos und ideo- 
logiefrei ein Antrag der Rechtsextremen 
gelegentlich auch daherkommen mag: 
Jede Zustimmung bedeutet einen Erfolg 
der rechtsextremen Bemühungen um Nor- 


‚malisierung. Die generelle Ablehnung 


rechtsextremer Anträge muss öffentlich 
und inhaltlich begründet werden. 


(5) Aktive inhaltliche Auseinandersetzung 
mit rechtsextremen Inhalten statt Schwei- 
gen und Ignorieren. Der antidemokrati- 
sche, menschenverachtende und rück- 
wärtsgewandte Charakter des Rechtsex- 
tremismus muss gegenüber der Bevölke- 
rung immer wieder demaskiert werden. 
Hierzu bedarf es einer eingehenden Aus- 
einandersetzung mit rechtsextremer Ideo- 
logie, Strategien, Strukturen und Organi- 
sationen. Jenseits des notwendigen Rea- 
gierens auf rechtsextreme Bestrebungen 
gilt es, in die Offensive zu kommen und 
eine breite Debatte über die grundlegen- 
den Werte einer demokratischen und an 
den Menschenrechten orientierten Gesell- 
schaft anzustoßen. 


(6) sich bei den Rechtsextremen nicht um 
politische Partner/innen, sondern um prin- 
zipielle Feinde der Demokratie handelt — 


auch wenn die rechtsextremen Mandats- 
träger/innen vielfach nicht dem Klischee 
des Neonazis entsprechen, sondern sich 
bisweilen als nette Bürger/innen von ne- 
benan geben. Die öffentlich wahrnehmba- 
ren Verhaltensweisen demokratischer Po- 
litiker/innen senden wichtige Signale aus 
und beeinflussen das gesellschaftliche 
Klima im Gemeinwesen. 


(7) Den Spielraum der Rechtsextremen 
mit demokratischen Mitteln so weit wie 
möglich einschränken. Die Instrumenta- 
rien von Geschäftsordnung und Sitzungs- 
leitung bieten bei konsequenter Handhabe 
viele Möglichkeiten, um Störungen und 
Provokationen durch rechtsextreme Man- 
datsträger/ innen oder Besucher/innen zu 
unterbinden. Ob Äußerungen rechtsextre- 
mer Mandatsträger/innen strafrechtlich 
relevant sind, muss fortwährend gründlich 
geprüft werden. Allerdings ersetzt das ad- 
ministrative und juristische Vorgehen kei- 
nesfalls die inhaltliche Auseinanderset- 
zung. Demokratische Standards sollten 
nicht abgesenkt werden, um die Rechtsex- 
tremen einzuschränken, sondern Demo- 
kratie und politische Teilhabe sind viel- 
mehr weiterhin zu stärken. 


(8) Die Auseinandersetzung mit Rechts- 
extremismus ist eine gesamtgesellschaft- 
liche Querschnittsaufgabe. Die Gestal- 
tungsmöglichkeiten von Kommunalpoli- 
tik sind vielfältig. Wo Rechtsextreme ver- 
suchen, kommunale Gremien als Bühnen 
ihrer Agitation zu missbrauchen, gilt es 
für die Demokrat/innen, diese Gremien 
noch stärker zu Orten gelebter Demokra- 
tie zu machen und die Bürger/innen in 
eine demokratische und an den Men- 
schenrechten orientierte Gestaltung des 
Gemeinwesens einzubeziehen. Besonders 
wichtig sind die Förderung, Unterstüt- 
zung und Öffentliche Anerkennung von zi- 
vilgesellschaftlichen demokratischen Ini- 
tiativen sowie das Eintreten für die Be- 
troffenen rechtsextremer Bedrohung und 
Gewalt. 


Stadt Stuttgart hält an Abriss des 
Hotels Silber fest 


Seit mehr als einem Jahr 
kämpft die „Initiative Gedenk- 
ort Hotel Silber” für den Erhalt 
des ehemaligen Hotel Silber in der 
Dorotheenstraße 10. In dem Gebäu- 
de befand sich von 1936 bis 1945 die 
Zentrale der Gestapo von Württem- 
berg-Hohenzollern. Deshalb soll die- 
ser authentische Ort erhalten und NS- 
Dokumentationszentrum, Lern- und 
Gedenkort werden. 


Die Stadt Stuttgart hat in gewohnter Ma- 
nier, allen Protesten zum Trotz, anders 
entschieden. Am 13.10.2009 teilte Bau- 
bürgermeister Matthias Hahn dem Städ- 
tebauausschuss mit, dass der Architektur- 
wettbewerb auf den Weg gebracht wurde 
und die Erhaltung des Hotels Silber kein 
fester Bestandteil dieses Wettbewerbs sei. 
Die Initiative und mit ihr alle kritischen 
Stimmen wurden mit der Zusage vertrös- 
tet, der Keller des Gebäudes würde für ei- 
nen Gedenkort erhalten und im Erdge- 
schoss werde ein Zugang mit einem rund 
einhundert Quadratmeter großen Ein- 
gangsbereich für eine Gedenkstätte ge- 
plant. Dafür soll es einen gesonderten 
Gestaltungswettbewerb geben. 


In Stuttgart bestimmen Investoren, 
was wo gebaut wird 


Die Verantwortung für diese Entschei- 
dung tragen das Land Baden-Württem- 
berg und das Haus Breuninger als Auslo- 
ber des Wettbewerbs und die Mehrheit des 
Stuttgarter Gemeinderates als Verantwort- 
liche für das Baurecht am Karlsplatz. 

Die Kommunalwahl liegt noch kein 
halbes Jahr zurück. Viele Stuttgarterinnen 
und Stuttgarter haben im Juni den Grü- 
nen, der SÖS und der Linken ihre Stim- 
me gegeben. Das war eine unmissver- 
ständliche Antwort gegen Stuttgart21 und 
der Wunsch nach einer anderen Politik. 
Stuttgart braucht nicht noch mehr Luxus- 
hotels und noch mehr Shoppingmeilen. 

Dagegen gibt es bisher keinen Ort, an 
dem darüber aufgeklärt wird, was wäh- 
rend der zwölf Jahre Nazidiktatur in der 
Stadt und im Land geschah, und an dem 
mit jungen Menschen zu diesem Thema 
gearbeitet werden kann. 

Aber es wird weiter gemacht wie bis- 
her. Jetzt wurde das nächste Investoren- 
projekt abgenickt. Auf dem Areal zwi- 
schen Dorotheenstraße und dem Kauf- 
haus Breuninger sollen ein Fünf-Sterne- 
Luxushotel und riesige Verkaufs- und 
Büroflächen gebaut werden. Die Investo- 
ren haben noch immer das Sagen, denn 
sie wollen nicht auf Fläche verzichten 
und der Erhalt des ganzen Gebäudes in 
der Dorotheenstraße hätte Verzicht be- 


deutet. Ein Keller wirft nicht viel ab und 
die fehlenden hundert Quadratmeter im 
Erdgeschoss lassen sich auch noch ver- 
kraften. 

Und Stadt und Land wollen auch kein 
NS-Dokumentationszentrum. Wofür 
auch! Das kostet nur, und die paar mehr 
Touristen, die es vielleicht deshalb nach 
Stuttgart zieht, werden kaum im Fünf- 
Sterne-Hotel schlafen und in den Luxus- 
geschäften einkaufen. 

Als die ersten Bebauungspläne mit 
dem Namen „Da Vinci“ bekannt wurden, 
sprach noch niemand vom Erhalt des 
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Lichtprojektion von Opfernamen auf die Fassade 
des Hotel Silber am 17.10.2009 


Foto: Wolfgang Fink 


Kellers. Die jetzige Zusage, ihn zu erhal- 
ten, ist ein fauler Kompromiss, der auf 
eine Befriedung der Kritikerinnen und 
Kritiker zielt und von der Hoffnung ge- 
tragen ist, dass wieder Ruhe in Stuttgart 
einkehrt und die Negativschlagzeilen 
endlich ein Ende haben. Denn auch die 
überregionale Presse hat sich inzwischen 
des Themas angenommen. Die „Zeit“ 
kommentierte den geplanten Abriss der 
ehemaligen Gestapozentrale mit den 
Worten „Stuttgart erblindet“. Und sogar 
in der FAZ war man der Meinung, dass es 
in Stuttgart genug „Gründe für eingehen- 
des Erinnern gibt, denn als ‚Stadt der 
Auslandsdeutschen‘ spielte Stuttgart kei- 
ne unbedeutende Rolle im ‚Dritten 
Reich‘.“ 

Warum ein NS-Dokumentationszen- 


trum in der ehemalige Gestapo- Zen- 
trale 


Die Gestapo stand exemplarisch für den 
Terror des Nazistaates, nicht nur im da- 
maligen Reich, sondern in ganz Europa. 


Die Aufgaben der Gestapo wurden von 
Werner Best — dem theoretischen Kopf — 
1936 folgendermaßen umrissen: Sie hat 
den „politischen Gesundheitszustand des 
deutschen Volkskörpers sorgfältig zu 
überwachen; jedes Krankheitssymptom 
rechtzeitig zu erkennen und die Zerstö- 
rungskeime fest zu stellen und mit jedem 
geeigneten Mittel zu beseitigen. Das ist 
die Idee und das Ethos der Politischen Po- 
lizei im völkischen Führerstaat unserer 
Zeit.“ Nicht zufällig enden die Verfol- 
gungsspuren sämtlicher Opfergruppen 
immer bei der Gestapo. Egal ob ein Stol- 
perstein für politisch Verfolgte, für 
Sinti und Roma, für Jüdinnen und 
Juden, für Homosexuelle, für die 
„Zeugen Jehovas“, oder für kritische 
Christinnen und Christen der beiden 
großen Kirchen verlegt wird. Aber 
auch die damals als „asozial“ ver- 
folgten — die Nazis nannten sie Bett- 
ler, Landstreicher, Arbeitsscheue, 
Zuhälter, Versager, Schmarotzer, 
Störenfriede, auch sie waren Opfer 
der Gestapo. 

Alle Opfer wurden in einem ers- 
ten Schritt von fleißigen Gestapobe- 
amten erfasst, später fest genom- 
men und in die Konzentrations- und 
Vernichtungslager deportiert. 

Der Gestapo unterstanden die po- 
litischen Abteilungen in den Kon- 
zentrations- und Vernichtungslagern 
in ganz Europa. In Auschwitz ge- 
nauso wie in Dachau. Sie war Teil 
des KZ-Lagersystems, führte Kar- 
teien und Akten über Häftlinge und 
verhörte sie. Die sogenannten Ar- 
beitserziehungslager waren reine 
Gestapo-Lager. In keiner anderen Behör- 
de waren Partei und Staat so sehr ineinan- 
der verschmolzen, wie bei der Gestapo. 
Nicht nur, weil Heinrich Himmler sowohl 
Chef der Polizei als auch SS-Führer war, 
sondern vor allem, weil die menschenver- 
achtende Naziideologie — in den Worten 
von Werner Best „Idee und Ethos der po- 
litischen Polizei im völkischen Führer- 
staat“ war. Damit war sie staatlicher Ar- 
beitsauftrag. 

Die Gestapo war Polizei und Geheim- 
dienst in einem. Sie verfügte über ein 
weit verzweigtes Spitzelnetz, bestehend 
aus bezahlten Spitzeln und aus vielen De- 
nunziantinnen und Denunzianten, die 
nicht Geld antrieb, sondern häufig Neid, 
Eifer und Gehorsam. Die umfassenden 
Erfassungsdateien der genannten Opfer- 
gruppen sind mit ein Produkt der Denun- 
ziantenfreudigkeit der Bevölkerung. 

Inzwischen ist bekannt, dass mehr als 
50 Prozent aller antijüdischen Anzeigen 
aus der Bevölkerung kamen. er 
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Fortsetzungvon S. 9 
Hotel Silber 

Die Gestapo war auch — heute würde 
man sagen — im Auslandseinsatz. Dort 
operierte sie gänzlich ohne gesetzliche 
Grundlage, denn es gab kein Gestapo- 
Gesetz für das Ausland. Sie war in allen 
von der Wehrmacht überfallenen und be- 
setzten Ländern zivile Verfolgungsbehör- 
de und erfüllte dort denselben Arbeitsauf- 
trag wie im Inland. Dieser wurde jedoch 
— je nach Opferland und Nazidefinition — 
wie zum Beispiel in Polen auf die gesam- 
te polnische Intelligenz — ausgeweitet. 
Und die Gestapo war Teil der Einsatz- 
gruppen und mit ihnen nahezu an jedem 
Kriegsschauplatz unterwegs. Dort führte 
sie den Vernichtungskrieg vor und hinter 
den Fronten. 

Um bei der politischen Polizei zu ar- 
beiten, musste man nicht im Besitz eines 
NSDAP-Mitgliedsbuches sein — gefragt 
waren Gehorsam und Skrupellosigkeit. 
Ein Blick auf das Führungspersonal im 
Jahr 1938 — damals wurden sehr viele 
Stapoleitstellenleiter ausgewechselt — ist 
sehr aufschlussreich. Alle Neuen waren 
bei ihrem Eintritt in den Dienst der Ge- 
stapo keine 30 Jahre alt. Da bekannt war, 
dass zügige Beförderungen bei der Gesta- 
po die Regel waren und man eine schnel- 
le Karriere machen konnte, waren die Ar- 
beitsplätze beliebt. 

Der Großteil der - im heutigen Sprach- 
gebrauch — mittleren Führungsebene kam 
aus mehr oder minder gutsituierten völ- 
kisch-national gesinnten Beamtenfamili- 
en; 95% besaßen Abitur und 87% hatten 
Jura studiert, die Hälfte war promoviert. 
Die meisten von ihnen konnten ihre Kar- 
riere nach der Befreiung fort setzen. 
Beim Aufbau der Geheimdienste, des 
Bundeskriminalamtes und bei den ver- 
schiedenen Länderpolizeien. Dort brach- 
ten sie ihre Erfahrungen ein und arbeite- 
ten ungestört bis zur Rente weiter. 

Die Gestapo war nicht irgendeine 
Nazi-Behörde. Sie war eine tragende 
Säule des faschistischen Staates und hat 
die Voraussetzungen für den industriellen 
Massenmord in den Konzentrations- und 
Vernichtungslagern geschaffen und ihn 
damit ermöglicht. Und sie war aktiver 
Teil des Vernichtungskrieges. 

Deshalb muss der authentische Ort, die 
ehemalige Gestapozentrale, erhalten blei- 
ben und darf weder Luxushotel noch Ein- 
kaufsparadies werden. Das Gebäude eig- 
net sich wie kein anderes in Stuttgart für 
ein NS-Dokumentationszentrum und für 
einen Lern- und Gedenkort. 

Die bisherigen Erfolge des Widerstan- 
des gegen den Abriss sind Grund genug 
für die Annahme, dass, Architektenwett- 
bewerb hin oder her, das letzten Wort 
noch lange nicht gesprochen ist. Voraus- 
gesetzt, der Widerstand geht so lange 
weiter, bis er sein Ziel erreicht hat. 

aus Kommunale Berichte Stuttgart 
22-2009 0 
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Rezensiert: 


Stuttgarter Mitläufer 
und Massenmörder 


„Es gibt Ungeheuer, aber es sind 
zu wenige, als dass sie wirklich 
gefährlich werden könnten. Wer 
gefährlicher ist, das sind die normalen 
Menschen.“ Dieser Satz von Primo Levi 
steht am Beginn des Buches „Stuttgarter 
NS-Täter“ vom Hermann G. Abmayr. 
Und dieses Buch erzählt von diesen nor- 
malen Menschen und von den Ungeheu- 
ern, die in Stuttgart während der NS-Zeit 
„ihre Pflicht für Volk und Vaterland“ zu 
tun gedachten ... 

In 38 Kapiteln werden 45 „Täter“ vor- 
gestellt. Darunter fin- 
den sich Portraits be- 
kannter Nazi-Profi- 
teure wie Ferdinand 
Porsche, wie auch 
Portraits noch völlig 
unbekannter Köpfe, 
die sich in unter- ® 
schiedlichster Weise } 
an Verfolgung und 
Vernichtung beteiligt 
haben. 

Aufmerksam wurde 
die _Autorengruppe 
um Hermann G. Ab- 
mayr auf diese Perso- 
nen im Zuge der Re- 
cherchen für ihr erstes 
Buch 2006 im Rah- 
men der Stolperstein-Initiative in Stutt- 
gart. Seinerzeit wurden die Opfer und ihr 
Leben untersucht und dargestellt. Dabei 
fiel den Autoren auf, dass einige der Täter 
nie als solche benannt und zur Rechen- 
schaft gezogen wurden. Im Gegenteil war 
es häufig so, dass sie ihre Karrieren nach 
1945 ungehindert fortsetzen konnten. 
Paul Werner wird da zum Beispiel por- 
traitiert. Er war als Mitarbeiter des 
Reichssicherheitshauptamtes an der Ver- 
folgung von Sinti und Roma, Homosexu- 
ellen und Prostituierten beteiligt und 
machte später Karriere als Ministerialrat 
im Innenministerium von Baden-Würt- 
temberg. Oder Paul Binder, der federfüh- 
rend die reichsweite „Arisierung“ mitor- 
ganisiert hatte, war später langjähriger 
Abgeordneter der CDU im Baden-Würt- 
tembergischen Landtag. Paul Binder ist 
heute vor allem als Bundesverdienst- 
kreuzträger und „(Mit-)Vater des Grund- 
gesetzes“ bekannt. 

Aber auch kuriose Figuren werden por- 
traitiert. Zum Beispiel Erwin Goldmann, 
der Jude, der gerne ein Nazi gewesen 
wäre und deshalb immer wieder Nazigeg- 
ner denunzierte. Sein Wunsch, ein echter 
Nazi sein zu dürfen, ging so weit, dass er 
versuchte seine Herkunft als „Volljude“ 
in „Halbjude“ umzuwandeln, in dem er 


Siuttgarter NS-Täter 


Yan Bittläuter bis sun Massenmörder 


behauptete, seine Mutter sei zum Zeit- 
punkt seiner Zeugung mit einem Arier li- 
iert gewesen. 

Interessant sind auch die Portraits von 
Menschen, die offiziell als „Mitläufer“ 
eingestuft wurden, darunter zum Beispiel 
Erich Maier-Stehle, der als Journalist für 
die NSDAP und die SA propagandistisch 
tätig war. Als Leiter der Presse- und Pro- 
pagandastelle des Württembergischen 
Staatstheaters sorgte er für die Entlassung 
der jüdischen Künstler. Nach dem Krieg 
schrieb er für verschiedene Zeitungen 
und fiel vor allem in der 
„Leonberger Allgemeinen“ 
immer wieder durch antise- 
mitische Kolumnen auf: 
„Man demütigt und hetzt 
gegen uns, nimmt aber un- 
ser Geld, denn das stinkt 
bekanntlich nicht. ... 

Les juifs! (franz. für: die 
Juden!) Glauben sie wirk- 
lich — dort in ihrem Staat, 
sie könnten in alle Ewig- 
keit ein ganzes Volk demü- 
tigen?“ 

Viele der Täter wurden 
hier erstmals portraitiert, 
was dazu führte, dass eini- 
ge Familienangehörige der 
hier Dargestellten versuch- 
ten, die Publikation des Buches zu ver- 
hindern. Andrerseits gab es aber auch An- 
gehörige, die an diesem Buch mitgearbei- 
tet haben. So beschreibt Ursula Boger, 
die Enkelin von Wilhelm Boger ihre 
Sicht auf diesen Mann ebenso intensiv 
und persönlich wie Malte Ludin seinen 
Vater, den Kriegsverbrecher Hanns Elard 
Ludin. Dem Buch sind zahlreiche Abbil- 
dungen beigefügt. 

Alles in allem gibt dieses Buch ein um- 
fassendes Zeugnis davon, wie aus „nor- 
malen Menschen“ Ungeheuer wurden. 
Und auch wenn sich das Buch nur auf 
Stuttgarter Täter zu konzentrieren 
scheint, ist es dennoch auch für Nicht- 
Stuttgarter sehr lesenswert: Denn diese 
ganz „normalen Menschen“ gab es über- 
all in Deutschland. Gestern wie heute. 


Hermann G. Abmayr (Hg.): Stuttgar- 
ter NS-Täter: Vom Mitläufer bis zum 
Massenmörder. Wir haben nur unse- 
re Pflicht getan für Volk und Vater- 
land. Verlag Hermann G. Abmayr 
und Schmetterling-Verlag, Stuttgart 
2009, 383 Seiten mit 48 Abbildungen, 

19,80 Euro. 
Eine Rezension von Ramona Ambs, 
http://buecher.hagalil.com/ 
2009/10/abmayr I 
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„Dublin“ muss weg! Ab- 
schiebungen nach Griechen- 
land stoppen! 


MÜNCHEN. Über 100 jugendliche Flücht- 
linge, eingepfercht in einer engen Zelle, 
schreien ihre Wut und die Forderung 
nach sofortiger Freilassung in die Kame- 
ra. Die „Voices of Pagani“, Filmsequen- 
zen, in denen Flüchtlinge mit einem ein- 
geschmuggelten Aufnahmegerät ihre Si- 
tuation in dem unmenschlichen Internie- 
rungslager Pagani auf der griechischen 
Insel Lesbos dokumentieren, gehen Ende 
August rund um die Welt. Kurze Zeit spä- 
ter stoppt das Bundesverfassungsgericht 
mehrere Abschiebungen nach Griechen- 
land und kündigte eine grundlegende 
Prüfung des zugrunde liegenden „Dublin 
II“-Systems an. Gleichzeitig kämpfen die 
gefangenen Flüchtlinge in Pagani immer 
entschlossener um ihre Freiheit: 

Pagani brennt, während in Athen die 
Polizei immer brutaler gegen Flüchtlinge 
vorgeht und erneut einen Flüchtlinge zu 
Tode geprügelt hat. 

Dennoch: Die Bundesregierung hält 
stur an den Abschiebungen nach Grie- 
chenland fest. Jetzt ist Druck nötig, denn 
„Dublin II“ steht auf der Kippe. 

Wir legen los am 13. November in 
Nürnberg. Dort ist die Zentrale des Bun- 
desamtes für Migration und Flüchtlinge, 
verantwortlich für die Abschiebungen 
nach Griechenland. 

10.00 Uhr: Kundgebung am Bundes- 
amt, Frankenstrasse 210, Nürnberg (Ul, 
U11 Frankenstraße) 

17.00 Uhr: Aktion und Public Scree- 
ning in der Straße der Menschenrechte 
(Innenstadt) 

Perspektivisch sollte dies alles in eine 
größere Kampagne münden, die Dublin 
II zu Fall bringt. Wir denken, dass die 
Zeit dafür gut ist. Immerhin gibt es in 
Deutschland mittlerweile viele Zweifel 
an Dublin II, auch die Staaten an der EU- 
Außengrenze wenden sich immer explizi- 
ter gegen Dublin I. 

Quelle: Karawane München 28.10.09 0 


Kinder von statuslosen 
Eltern können künftig in 


Hessen die Schule besuchen 
WIESBADEN. Kinder von statuslosen EI- 
tern sollen in Hessen künftig die Schule 
besuchen dürfen. Die Landesregierung 
hat dabei einen Weg eingeschlagen, ‚‚der 
den Kindern einerseits den Schulbesuch 
möglich macht, ihren Aufenthaltsstatus 
aber nicht verfestigt“, erklärte Kultusmi- 
nisterin Dorothea Henzler heute in Wies- 
baden. 

Zu diesem Zweck muss die „Verord- 
nung zum Schulbesuch von Schülerinnen 
und Schülern nichtdeutscher Herkunfts- 


sprache“ geändert werden. Danach sollen 
Schülerinnen und Schüler, die nicht 
schulpflichtig sind, aber ihren tatsächli- 
chen Aufenthalt in Hessen haben, zum 
Schulbesuch berechtigt sein. Die Aufnah- 
me in einer Schule würde zudem nicht 
mehr ausdrücklich die Vorlage einer gül- 

tigen Meldebescheinigung erfordern. 
„Damit schaffen wir für die Schulleite- 
rinnen und Schulleiter Rechtssicherheit, 
ohne dass die Organisation des Schulbe- 
triebes gestört wird, und wir geben den 
Kindern gleichzeitig die Chance, am Un- 
terricht teilzunehmen“, erklärte Henzler. 
Die Ministerin zeigte sich zufrieden da- 
mit, dass nunmehr eine tragfähige und 
pragmatische Lösung im Sinne der Kin- 
der gefunden worden sei. Für diese Ver- 
ordnung wurde nun das Beteiligungsver- 

fahren eingeleitet. 

Quelle: Pressemitteilung des Hessi- 
schen Kultusministeriums IM 


Koalition plant angeblich 
Einführung einer Visawarn- 


datei 

BERLIN. Laut einer dpa-Meldung haben 
sich nach Auskunft des CDU-Innenex- 
perten Wolfgang Bosbach Union und 
FDP auf die Einführung einer ‚„‚Warndatei 
gegen Visa-Missbrauch“ geeinigt. Damit 
soll ein Projekt neu aufgelegt werden, das 
im Frühjahr diesen Jahres am Widerstand 
der SPD gescheitert war. 

„Die Warndatei ist mit Weltoffenheit 
und Datenschutz nicht vereinbar“, so Ma- 
rei Pelzer, rechtspolitische Referentin 
von PRO ASYL. Mit einer solchen Da- 
tenbank würden vor allem Unbescholtene 
erfasst werden. 

Die Union verfolgt bereits seit länge- 
rem das Ziel, die Daten von so genannten 
Vieleinladern in einer Großdatenbank zu 
speichern. Der gescheiterte Gesetzent- 
wurf unter Schwarz-Rot sah vor, dass all 
diejenigen Personen erfasst werden, die 
ausländische Staatsangehörige einladen, 
für Unterhalt und ggf. Abschiebungskos- 
ten bürgen oder nur den Einladungs- 
zweck bestätigen. Wer fünfmal innerhalb 
von 24 Monaten einlädt, sollte als Viel- 
einlader gespeichert werden. 

PRO ASYL kritisiert, dass Personen 
und Organisationen mit internationalen 
Beziehungen damit unter Generalver- 
dacht gestellt würden. Betroffen seien in 
großem Maße Menschen mit Migrations- 
hintergrund, die ihre Familien aus dem 
Ausland für Besuche einladen. Aber auch 
Kirchengemeinden, Sportvereine oder 
Jugendverbände müssten künftig mit der 
Speicherung ihrer Daten in der Warndatei 
rechnen. 

Der schwarz-rote Gesetzentwurf hatte 
zu einem breiten gesellschaftlichen Pro- 
test geführt. 


PRO ASYL appelliert an die Verhand- 
lungsführer, auf die massive Beschnei- 
dung des Datenschutzes zu verzichten. 
Eine derartige Großdatenbank ist mit 
dem Recht auf informationelle Selbstbe- 
stimmung nicht vereinbar. gez. Marei 
Pelzer, Referentin 

Quelle: Presseerklärung, 14.10.2009 
ProAsyl I 


28.000 Geduldete erhielten 
Aufenthaltserlaubnis „auf 


Probe” 


Angesichts der Ende des Jahres auslau- 
fenden Frist zur Lebensunterhaltssiche- 
rung wird die Innenministerkonferenz 
Anfang Dezember erneut um die Zukunft 
der Bleiberechtsregelung für langjährig 
geduldete Ausländer ringen. Die SPD-In- 
nenminister und -senatoren haben eine 
Dauerlösung für diejenigen vorgeschla- 
gen, die sich ernsthaft und nachhaltig be- 
müht oder ehrenamtlich gesellschaftlich 
engagiert haben. Dagegen hat Nieder- 
sachsens Innenminister Uwe Schüne- 
mann (CDU) den Vorschlag eines unab- 
hängigen Aufenthaltsrechts für gut inte- 
grierte Jugendliche und Heranwachsende 
ins Spiel gebracht. 

Bis Ende Juni 2009 hatten in Deutsch- 
land insgesamt 35.128 geduldete Auslän- 
der oder Kinder solcher Ausländer einen 
Aufenthalt nach der Bleiberechtsregelung 
erhalten. 

Davon erhielten nach Angaben der 
Bundesregierung 28.227 eine „Aufent- 
haltserlaubnis auf Probe“. In weiteren 
2.760 Fällen wurden Aufenthaltserlaub- 
nisse nach anderen gesetzlichen Vor- 
schriften erteilt. Nach Angaben der Bun- 
desregierung hat eine stichprobenartigen 
Erhebung unter zwölf Bundesländern er- 
geben, dass von 3.774 Inhabern einer 
„Aufenthaltserlaubnis auf Probe“ 974 in 
voller Höhe Sozialleistungen nach dem 
Sozialgesetzbuch II beziehen, während 
606 solche Leistungen ergänzend in ei- 
nem Umfang von mehr als 50 Prozent 
und 558 lediglich geringere ergänzende 
Leistungen erhalten. 1.636 der 3.774 Per- 
sonen beziehen demnach keine Sozial- 
leistungen. 

Diese Ergebnisse der Erhebung lassen 
laut Bundesregierung „eine vorsichtige 
erste Prognose auf die Lage am Jahresen- 
de zu“. 

Quelle: Jesuiten-Flüchtlingsdienst 
Oktober 2009 I 


Regierungsentwurf zur 
Härtefallkommission 


unzureichend 

HANNOVER. CDU und FDP haben heute 
in der Sitzung des Innenausschusses den 
gemeinsamen Antrag „Härtefallkommis- 
sion muss handlungsfähig werden“ der 
Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen, SPD 
und Die LINKE abgelehnt. Nach einer 
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Unterrichtung der Landesregierung über 
den derzeitigen Sachstand zur Änderung 
der Härtefallkommissionsverordnung gab 
es aus Sicht der Oppositionsfraktionen 
keine Fortschritte. 

Die Antragsteller-Fraktionen kritisier- 
ten, dass damit der Forderung eines neun- 
ten Mitglieds aus der praktischen Flücht- 
lingssozialarbeit nicht gefolgt wurde. Da- 
mit seien keine wesentlichen Änderun- 
gen vorgenommen worden, die den Vor- 
gaben des Artikels 1 GG gerecht würden 
und die Handlungsspielräume von $ 23a 
Aufenthaltsgesetz ausschöpfen könnten. 
Die Oppositionsfraktionen waren sich ei- 
nig, dass nun das Parlament die Basis für 
eine Härtefallkommission legen müsse, 
da die Landesregierung offensichtlich un- 
willig sei. Der ebenfalls im Beratungsver- 
fahren befindliche Gesetzentwurf der 
Grünen zur Einrichtung einer Härtefall- 
kommission sei eine gute Grundlage. 

Allerdings wurde der Antrag, dem ein- 
stimmigen Beschluss der Integrations- 
kommission folgend, eine Anhörung zu 
diesem Gesetzentwurf zu machen, von 
CDU und FDP abgelehnt. SPD, LINKE 
und Grüne kritisierten den Umgang der 
Regierungsfraktionen mit der Integrati- 
onskommission und bezeichneten es als 
„Missachtung ihrer Arbeit“, zumal dieser 
Beschluss in der Kommission erstmals 
einstimmig, also auch mit Zustimmung 
von CDU und FDP, gefasst worden sei. 

Quelle: Gemeinsame Presseerklärung 
der Fraktionen von Bündnis 90/Die Grü- 
nen, SPD und Die LINKE im Landtag 
Niedersachsen 22.10.09 I 


Abschiebungen von Roma 
in den Kosovo sind inhuman 


und geschichtsvergessen 
BERLIN. „Die Bundesregierung will weit 
mehr als 10.000 in Deutschland lebende 
Roma in den nächsten zehn Jahren in den 
Kosovo abschieben — und damit in abso- 
lutes Elend und tagtägliche Ausgren- 
zung“, kommentiert Ulla Jelpke die Ant- 
wort der Bundesregierung auf eine Klei- 
ne Anfrage (BT-Drs. 16/14084) zu Ab- 
schiebungen in den Kosovo. Die innenpo- 
litische Sprecherin der Fraktion DIE 
LINKE weiter: 

„Nach Angaben der Bundesregierung 
sind derzeit 9.842 Roma ‘vollziehbar aus- 
reisepflichtig’, ebenso wie 2.000 Ashkali, 
Serben und ‘“Balkan-Ägypter’. Hinzu 
kommen noch einmal mehrere Tausend 
Roma, die nur über eine Duldung verfü- 
gen und mittelfristig ebenfalls mit einer 
Abschiebung rechnen müssen. 

Die frühere UN-Verwaltung im Kosovo 
hatte die Abschiebung von Roma aus Si- 
cherheitsgründen und wegen ihrer massi- 
ven Ausgrenzung verhindert. Mit der Un- 
abhängigkeitserklärung des Kovoso sind 
humanitäre Bedenken jedoch hinwegge- 
fegt worden. Das ausgehandelte, aber 
noch nicht in Kraft getretene deutsch-al- 
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banische Rückübernahmeabkommen 
sieht keine spezifischen Regelungen für 
Minderheitenangehörige vor. Bis zu 
2.500 Abschiebungen sollen jährlich 
durchgeführt werden, wobei auf ein ‘an- 
gemessenes Verhältnis der verschiedenen 
Ethnien’ geachtet werden soll. 

Das Kosovo ist ein Land, in dem Min- 
derheiten zutiefst diskriminiert und ver- 
folgt werden. Die Arbeitslosigkeit unter 
Roma beträgt nahezu 100 Prozent. Die in 
Deutschland aufgewachsenen Roma- 
Kinder können im Regelfall nicht die al- 
banische Sprache und haben im Kosovo 
keine Perspektive. Ihre Abschiebung 
würde gegen das Grundrecht der Men- 
schenwürde verstoßen. 

Die Haltung der Bundesregierung ist 
geschichtsvergessen und inhuman. 
500.000 Sinti und Roma wurden durch 
Nazi-Deutschland ermordet. Die Bundes- 
republik hat durch ihre Beteiligung am 
Nato-Angriffskrieg gegen Jugoslawien 
die Vertreibung der Roma aus dem Koso- 
vo durch die UCK erst ermöglicht. Des- 
wegen ist Deutschland verpflichtet, auf 
Abschiebungen zu verzichten und den 
Roma in Deutschland eine sichere Zu- 
kunftsperspektive zu eröffnen.“ 

Quelle: Pressemitteilung von Ulla 
Jelpke Linksfraktion 14.10.2009 I 


16-Jährige in das Kosovo 
abgeschoben 


Meppen. Der Landkreis Emsland hat am 
Montag ein 16-jähriges Mädchen aus 
dem Altkreis Meppen ins Kosovo abge- 
schoben. Der Niedersächsische Flücht- 
lingsrat spricht von einem „empörenden 
Akt behördlicher Unmenschlichkeit“. 
Die Kritik entzündet sich vor allem da- 
ran, dass nach Auffassung von Geschäfts- 
führer Kai Weber nicht sichergestellt ge- 
wesen sei, dass Serdana B. im Kosovo zu 
ihren Eltern gebracht werden könne. 
Nach Angaben von Verwandten des Mäd- 
chens befanden sich dessen Eltern zum 
Zeitpunkt der Abschiebung in Belgien. 
Sie sind deshalb nach jetzigem Kenntnis- 
stand Serdana B. hinterhergeflogen. 

Zur Vorgeschichte: Serdana B. kam am 
27. April 2008 ohne Eltern und Papiere il- 
legal ins Emsland und wurde von Ver- 
wandten aufgenommen. Bei sich trug sie 
ein anwaltlich beglaubigtes Schreiben ih- 
rer Eltern, nach dem sie in Deutschland 
leben sollte. Im Kosovo sei sie als Ange- 
hörige der Roma-Minderheit sexuellen 
Übergriffen durch Albaner ausgesetzt, 
beziehungsweise müsse diese fürchten. 
Das Kosovo ist als Drehscheibe interna- 
tionalen Frauenhandels bekannt. Die An- 
kunft des Mädchens im Emsland wurde 
den Behörden unmittelbar bekannt ge- 
macht. Serdana B. lebte fortan bei Ver- 
wandten, die auch ihren Unterhalt finan- 
zierten. 

Nachdem das Jugendamt des Landkrei- 
ses als Vormund des Mädchens ein Asyl- 


verfahren eingeleitet hatte, das mit einer 
Ablehnung endete, betrieb das Auslän- 
deramt die Abschiebung von Serdana B. 
Am 11. August 2009 wurde eine Ergän- 
zungspflegschaft durch einen Meppener 
Anwalt bestellt. Dies sei notwendig ge- 
worden, weil ansonsten ein Interessens- 
konflikt zwischen Jugend- und Auslän- 
deramt entstehe, bestätigte Paul Hatger 
vom Rechtsamt gestern. Das Vorgehen 
sei gesetzlich vorgeschrieben. 

Kai Weber vom Flüchtlingsrat sieht das 
anders. Er moniert, der Meppener Anwalt 
habe eine Stellungnahme geschrieben, in 
der er die Abschiebung allzu deutlich be- 
fürwortet habe, obwohl er ebenso wie das 
Jugendamt dem Kindeswohl verpflichtet 
gewesen wäre. 

Am 29. September wurde Serdana B. 
dann um 5 Uhr morgens im Emsland ab- 
geholt und von Düsseldorf aus mit 31 
weiteren Menschen nach Pristina geflo- 
gen. Hier wurde sie von einer Hilfsorga- 
nisation in Empfang genommen und spä- 
ter nach Angaben des Landkreises an ei- 
nen Onkel übergeben - nicht also an ihre 
Eltern. Um welchen Onkel es sich han- 
delte, war unklar. Die Hilfsorganisation 
will sich in den nächsten Tagen nach dem 
Befinden des Kindes erkundigen. 

Der Landkreis Emsland betont, Serda- 
na B. sei lediglich eingereist, um in 
Deutschland einen Verwandten zu heira- 
ten. Man sei davon ausgegangen, dass 
sich die Eltern im Kosovo befänden, weil 
ein Melderegisterauszug dies bestätigt 
habe. Direkten Kontakt habe man nicht 
aufgenommen. Dennoch sei die Abschie- 
bung rechtmäßig gewesen. 

Das aber bezweifeln der Flüchtlingsrat 
und die Meppener Anwältin Kerstin Su- 
schowk, an die sich die Verwandten von 
Serdana B. am vergangenen Montag 
kurzfristig gewandt hatten, weil ihre bis- 
herigen Anwälte im Urlaub waren. Dem- 
nach waren B.’s Verwandte bei der Ab- 
schiebung auf Nachtschicht. Erst nach ih- 
rer Rückkehr konnten sie Suschowk um 
Hilfe bitten, die ihrerseits eine Vollmacht 
des Ergänzungspflegers einforderte. 
Ohne diese konnte sie keinen Eilantrag 
auf Abschiebestopp stellen. Die Voll- 
macht blieb aus. Über die Gründe mag 
Suschowk nicht spekulieren. 

Eine Stunde vor Abflug schickte Su- 
schowk auch ohne Vollmacht ein Fax an 
die Ausländerbehörde mit dem eidesstatt- 
lich beglaubigten Hinweis, dass die EI- 
tern des Mädchens nach Belgien geflo- 
hen seien. Der Landkreis Emsland bestä- 
tigte, das Fax erhalten zu haben. Es sei 
aber wegen der Kürze der Zeit nicht mehr 
möglich gewesen, die Angaben in Bel- 
gien zu überprüfen. Zwar hätte man die 
Abschiebung noch stoppen können, diese 
aber weiter für richtig gehalten. Der 
Flüchtlingsrat fordert nun die sofortige 
Rückholung des Mädchens und behält 
sich rechtliche Schritte vor. Für Kai We- 
ber steht fest: „Eine sichere Auffang- 


struktur war nicht gegeben und eine Ab- 
schiebung rechtswidrig.“ 
Quelle: flucht mailing list 
flucht@nds-fluerat.org 


PRO ASYL: Die neue Bun- 
desregierung muss Abschie- 


bungen stoppen 

Ein heute veröffentlichter Recherchebe- 
richt bestätigt: Die geplanten Abschie- 
bungen von Roma in das Kosovo sind un- 
verantwortlich. 

Abgeschobene haben im Kosovo kaum 
eine Chance, eine menschenwürdige 
Existenz zu begründen. Ihnen steht ein 
Leben am Rande des physischen Exis- 
tenzminimums bevor. Ihre Menschen- 
rechte auf körperliche Unversehrtheit, auf 
Zugang zu Gesundheitsversorgung und 
Bildung bleiben auf der Strecke. Zudem 
können sie sich keineswegs sicher fühlen, 
wie gewalttätige Übergriffe im Sommer 
dieses Jahres belegen. PRO ASYL fordert 
deshalb die neue Bundesregierung auf, 


FRANKREICH: 


die begonnenen Abschiebungen von 
Roma und Serben in das Kosovo zu stop- 
pen. 

Der Sozialwissenschaftler Dr. Stephan 
Dünnwald besuchte im August 2009 im 
Auftrag von PRO ASYL abgeschobene 
Personen im Kosovo und befragte sie zu 
ihrer Situation nach der Rückkehr. Die 
meisten lebten in äußerst prekären Ver- 
hältnissen. Die Sicherheitslage für Roma 
(und Angehörige der kleineren Minder- 
heiten der Ashkali und der sogenannten 
Kosovo-Ägypter) ist weiterhin nicht als 
stabil einzuschätzen. Vertreter der Roma 
im Kosovo verwiesen darauf, dass viele 
Übergriffe gegen die Minderheiten gar 
nicht zur Anzeige kommen, weil die Op- 
fer weitere Repressalien befürchten oder 
weil die Kosovo-Polizei solchen Anzei- 
gen nicht nachgeht. Es ist nicht bekannt, 
dass die Rechtsstaatsunterstützungsmis- 
sion der EU (EULEX) zur Aufklärung 
der Roma-feindlichen Attacken dieses 
Sommers bis heute etwas unternommen 
hätte. 


Mit der Frage der Sicherheit vor Be- 
drohungen und tätlichen Angriffen eng 
verbunden ist auch die Frage der Exis- 
tenzsicherung. Die Arbeitsmarktlage im 
Kosovo ist bereits für die Gesamtbevöl- 
kerung sehr schwierig. Roma sind auf- 
grund der weiterbestehenden massiven 
Diskriminierung und ihres aus Sicher- 
heitsgründen oft eingeschränkten Bewe- 
gungsradius vollends ohne Chance. Dem 
Lagebericht des Auswärtigen Amtes zum 
Kosovo attestiert Dünnwald gravierende 
Lücken. Die Minderheiten der Roma, 
Ashkali und Ägypter werden weitgehend 
„übersehen“. Zu ihrer Sicherheitslage 
finden sich nur Allgemeinplätze. 

Besonders bedrückend für den Recher- 
cheur war seine Erfahrung, dass unter den 
im Kosovo und Montenegro Besuchten 
viele schwere gesundheitliche Probleme 
hatten, deren Behandlung im Kosovo 
nicht gesichert ist. Ihre Abschiebung 
war deshalb unverantwortlich. 

Quelle: Presseerklärung ProAsyl 
15.10.2009, www.proasyl.de 


Streik der Sans papiers weitet sich aus 


Über 4.000 lohnabhängige 
Sans papiers waren in den letz- 
ten Oktobertagen im Raum Pa- 
ris im Streik und besetzten zwischen 40 
und 50 verschiedene Arbeitsstätten. 


Fünf davon sind inzwischen polizeilich 
geräumt worden. Am Montag früh, 2. No- 
vember wurde unterdessen die Baustelle 
des AXA-Hochhauses im Pariser Banken- 
und Geschäftsviertel La Defense von rund 
350 „papierlosen“ Lohnabhängigen spek- 
takulär besetzt. Ein Teil von ihnen arbeitet 
auf dieser Baustelle des neuen Hochhau- 
ses für den Versicherungskonzern, ange- 
stellt durch die Subfirma ADEC (speziali- 
siert auf Demobilisierungsarbeiten), deren 
Zentrale derzeit ebenfalls besetzt ist. Am 
Montag mittag drohte in La Defense un- 
mittelbar eine polizeiliche Räumung. 

Am Boulevard Magenta im nördlichen 
Pariser Zentrum sind eine Reihe von 
Agenturen großer Zeitarbeitsfirmen im 
Ausstand, da deren „travailleurs sans pa- 
piers“ sich nun ebenfalls rühren und eine 
„Legalisierung“ ihres Aufenthaltsstatus 
fordern. Die Zeitarbeiter/innen zählten 
bisher zu den Ausgeschlossenen von den 
„Legalisierungs“maßnahmen. In mehre- 
ren Fällen reagierten die Büros der Zeitar- 
beitsfirmen am Boulevard Magenta nun 
erstmals mit Aussperrung, und machten 
gleich (vorübergehend) gänzlich dicht. 
Die Ausgesperrten stehen — oder liegen, 
zum Teil schlafen - nun auf dem Trottoir, 
halten Flugblätter oder Unterschriftenlis- 
ten bereit, sammeln Geld und Unterstüt- 
zungsunterschriften. LETZTER STAND: 


Am Montag früh, den 2. November, waren 
die Örtlichkeiten jedoch polizeilich ge- 
räumt worden. 

Zugleich hat der Ausstand der lohnab- 
hängigen „Illegalen“, die in aller Regel so- 
zialversicherungspflichtig in Frankreich 
arbeiten und gleichzeitig offiziell nicht 
existieren, einen neuen Höhepunkt er- 
reicht. Der neue, dritte Streik der „travail- 
leurs sans papiers“ in den letzten andert- 
halb Jahren hatte am 12. Oktober dieses 
Jahres mit rund 2.000 Teilnehmer/inne/n 
begonnen. 

Zum Vergleich: Der erste Streik der „tra- 
vailleurs Sans papiers“, der am 15. April 
2008 begonnen hatte und damals etwa den 
Gaststättensektor in ziemlich helle Auf- 
ruhr versetzte, hatte anfänglich circa 600 
Streikende mobilisiert. Die CGT kanali- 
sierte damals in starkem Ausmaß den 
Streik. Neu ist, dass sie bei diesem Male 
sehr viel weniger sektiererisch vorging 
und andere Organisationen & Verbände 
von vornherein in die Streikvorbereitung 
eingebunden hat. 

Gleichzeitig herrscht in den Medien die- 
ses Mal ein weitgehender „Black-out“. 
Der damalige Streik im April/Mai 2008 
hatte sehr breite Publizität in der Presse er- 
fahren. Heute hingegen spielt sich der 
Streik - vielleicht deswegen, weil das The- 
ma nicht mehr so „neu“ und dadurch pri- 
ckelnd erscheint — weitgehend im Schatten 
der Medienberichterstattung ab. Im Unter- 
schied zum Sans papiers-Streik von 2008 
findet nun bei diesem Mal gleichzeitig 
eine wesentlich stärkere Repression (poli- 
zeiliche Räumungen, Aussperrung) statt. 


Auf der Baustelle der künftigen Pariser 
Straßenbahn an der Porte des Lilas — am 
östlichen Ausgang der Hauptstadt, an der 
Nahtstelle zwischen dem 19. und 20. Pari- 
ser Bezirk — dauert unterdessen der Streik 
mit Besetzung der Örtlichkeiten (unter- 
stützt durch CGT und Solidaires) ebenfalls 
fort. Das „sozialistisch‘“ geführte Rathaus 
des 20. Pariser Bezirks und die dortigen 
Kommunalparlamentarier waren ebenfalls 
um Unterstützung gebeten worden. Sie 
reagierten jedoch, indem sie erklärten, 
„die Lohnabhängigen (hätten) das Streik- 
recht und die Sans Papiers das Recht, auf 
ihre Lage aufmerksam zu machen und 
eine Legalisierung ihres Status zu fordern 
— aber „als Gewählte des Bezirks haben 
wir gleichzeitig die Verantwortung, dass 
der Straßenbahnbau zügig vorankommt“. 
Und mit dieser Begründung verweigerten 
die Damen und Herren den Streikenden 
die Zur-Verfügung-Stellung von Toiletten- 
häuschen... 

Unterdessen verbreiteten die Bürger- 
meister des 19. und 20. Bezirks jedoch am 
vergangenen Freitag (30. Oktober) eine 
Pressemitteilung, worin sie sich solida- 
risch mit den Streikenden erklärten. Offen- 
kundig wirkt es also im Augenblick poli- 
tisch eher vorteilhaft oder „chic“ in ihren 
Augen, sich positiv auf den Streik der Sans 
papiers zu beziehen. Dies deutet immerhin 
darauf hin, dass die öffentliche Meinungs- 
lage an diesem Punkt durchaus eher güns- 
tig steht. - Am Dienstag, den 3. November 
soll nun eine Delegation der Streikenden 
von der Porte des Lilas und ihrer Unter- 
stützer/innen beim Pariser Rathaus (als 
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Bauherr des Vorhabens) vorsprechen. 
Neuen Schwung in die Diskussion brachte 
unterdessen der Conseil d’Etat, also das 
oberste Verwaltungsgericht. Er annullierte 
zu Anfang der letzten Oktoberwoche das 
Ausführungsdekret vom Ministerium ‚für 
Einwanderung, Integration und nationale 
Identität“ zum bislang letzten Einwande- 
rungsgesetz vom 20. November 2007. Des- 
sen Artikel 40 sieht die Möglichkeit vor, 
lohnabhängige „illegale Einwanderer“ zu 
„legalisieren“, wenn dies dem wirtschaftli- 
chen Interesse des Unternehmens und 
Frankreichs schlechthin entspricht. Beglei- 
tet war dieses Ausführungsdekret von einer 
Liste von 30 „Mangelberufen“, in denen in 


der Regel dem Gesuch auf „Legalisierung“ 
von migrantischen Arbeitskräften stattzuge- 
ben sei. 

Diese 30 „Mangelberufe“ sind in der Re- 
gel eher hoch qualifizierte Tätigkeiten, da 
die Regierungspolitik in dieser Frage der 
Logik folgte, dass für „gering qualifizierte“ 
Berufe eher ein „weißes Proletariat“ aus 
osteuropäischen Ländern heranzuziehen 
sei. Außerhalb dieser 30 Berufsgruppen soll 
eine „Legalisierung“ von Immigranten au- 
ßereuropäischer Herkunft nur „ausnahms- 
weise“ möglich sein; faktisch ist jedoch der 
größte Teil der „travailleurs sans papiers“ in 
anderen als den 30 fraglichen Berufen be- 
schäftigt. 


Der Conseil d’Etat (das oberste franzö- 
sische Verwaltungsgericht) befand nun je- 
doch, die Bedingungen des Ausführungs- 
dekrets seien zu eng gefasst. Und dieses 
könne die Legalisierungsmöglichkeit nicht 
von vornherein (in der Regel) auf 30 Be- 
rufsgruppen beschränken. 

Ein neues Dekret befindet sich dem Ver- 
nehmen nach in Vorbereitung, und Ver- 
handlungen mit der CGT darüber laufen. 
Dies könnte mit dafür sorgen, dass sich die 
Tür zu einer „Legalisierungs“möglichkeit 
für die Lohnabhängigen „ohne Papiere“ 
noch mal einen Spaltbreit weit öffnet. 


Bernhard Schmid, Paris I 


Keine Sammelflüge nach Afghanistan! 


Erstmals seit dem Jahr 2005 hat 
Frankreich wieder Flüchtlinge 
nach Afghanistan abgescho- 
ben, auf einem gemeinsamen „Char- 
ter” (Sammelflug) zusammen mit den 
britischen Behörden. 


Schon im vergangenen Jahr — im Herbst 
2008 — hätte ein französisch-britischer 
Sammelflug für Abgeschobene in Rich- 
tung Kabul starten sollen; dieses Vorhaben 
war damals jedoch unter dem Druck der 
öffentlichen Meinung annulliert worden. 
In der Nacht vom 20. auf den 21. Oktober 
war es nun jedoch soweit: Ein von London 
aus gestartetes Flugzeug legte gegen Mit- 
ternacht am Pariser Flughafen Roissy- 
Charles de Gaulle einen Zwischenstopp 
ein, bevor es nach Baku (Hauptstadt Azer- 
baidschans) und von dort aus nach Kabul 
in Afghanistan weiterflog. Das Flugzeug 
war zunächst zur Zwischenlandung in Lil- 
le erwartet worden, wo zur fraglichen Zeit 
mehrere Dutzend Menschen dagegen de- 
monstrierten. (In Paris waren den NGOs, 
Pro Asyl- und Solidaritätsvereinigungen 
widersprüchliche Informationen gegeben 
worden, und am Ende hatte das Ministeri- 
um sie informiert, es werde keinen solchen 
„Charterflug“ geben. Am folgenden Tag 
spielte Minister Besson dann mit den Wor- 
ten und erklärte wortklauberisch, es habe 
sich auch gar nicht um einen „Char- 
ter/Sammelflug“, sondern nur um einen 
„speziell angeheuerten Sonderflug“ ge- 
handelt. Sehr witzig, Herr Minister.) 

In Roissy nahm es drei junge Afghanen 
an Bord, die zuvor bei Polizeikontrollen an 
der italienisch-französischen Grenze, in 
einem Park im 10. Pariser Bezirk neben 
dem Ostbahnhof (neben der Gare de I’Est) 
sowie im nordfranzösischen Calais aufge- 
griffen worden waren. In Calais war zu 
Anfang des Monats Oktober ein von Mig- 
ranten selbst errichtetes Camp am Rande 
des Ärmelkanals, das auf den Namen 
„Jungle“ getauft worden war, auf Anord- 
nung des Ministers „für Einwanderung 
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und nationale Identität“ Eric Besson hin 
durch die Polizei auseinander genommen 
worden. Von dort aus hatten Flüchtlinge, 
die in Frankreich keine Aufnahme finden, 
bis dahin die Weiterreise nach Großbritan- 
nien oder in die skandinavischen Ländern 
versucht. Infolge einer französisch-briti- 
schen Vereinbarung war dieses Flücht- 
lingslager jedoch, ähnlich wie zum Jahres- 
ende die vom Roten Kreuz betreute ver- 
gleichbare Einrichtung im nahen Sangatte, 
aufgelöst worden. Die Migranten irren nun 
erneut ohne Anlaufpunkt am Ärmelkanal 
herum. Von 140 im „Jungle“ festgenom- 
menen Afghanen hatten französische 
Richter/innen jedoch binnen kürzester Zeit 
130 aus der Abschiebehaft freigelassen: 
Ihre Rechte seien durch die Art der Fest- 
nahmen und Personenkontrollen, aber 
auch durch ihren sofortigen Transport in 
weit entfernte Städte wie Toulouse und Ni- 
mes missachtet worden. Auf diese Weise 
hätten sie ihr Grundrecht auf rechtliches 
Gehör nicht wahrnehmen können. 

Die jungen Erwachsenen Nik Khan 
(18), Waheed (22) und Khodaid (20) hat- 
ten jedoch nicht dieses Glück: Sie befan- 
den sich auf dem Abschiebeflug von Paris 
nach Kabul. Der zuständige Minister Eric 
Besson hatte angekündigt, sie stammten 
alle drei aus der Hauptstadt Kabul — eine 
Information, die sich als unrichtig heraus- 
stellte - und seien daher keiner allzu star- 
ken Gefährdung ihrer Sicherheit ausge- 
setzt. Zudem wurde ein Sonderbeauftrag- 
ter der französischen Regierung losge- 
schickt, der sich um ihren „Empfang“ 
kümmern sollte. Er lud die drei Jungen in 
einem Hotel in Kabul ab und händigte ih- 
nen umgerechnet rund 1.500 Euro aus (für 
die Reise bis nach Europa hatten diese 
oder ihre Familien bis dahin jedoch rund 
20.000 Dollar bezahlen müssen). Besson 
versicherte, der Mann von der Botschaft 
werde ihr weiteres Schicksal im Auge be- 
halten, und ihre Sicherheit sei dadurch 
also gewährleistet. Dabei handelte es sich 
freilich vor allem um den Versuch, „dass 


es geht“, dass man also „gefahrlos“ 
Flüchtlinge in das von Krieg und Terroris- 
mus geschüttelte Krisenland Afghanistan 
zurücksenden könne. Zumindest bei den 
ersten dreien sollte ein solcher „Aufwand“ 
betrieben werden - bei den nächsten hun- 
dert wäre das wohl kaum zu erwarten. 
Denn zeitgleich mit seiner Information an 
die Presse, dass drei afghanische Staats- 
bürger in der Nacht zum 21. Oktober „aus- 
geflogen“ worden seien, kündigte Eric 
Besson an, künftig werde es „an jedem 
Dienstag“ weitere Abschiebungen nach 
Afghanistan geben. 

Am vorigen Donnerstag hat Eric Besson 
nun seine „Gefahrenanalyse“ bezüglich 
Afghanistans und der dort herrschenden 
Unsicherheit nachträglich abgeändert. 
Und verkündete, „falls die Situation sich 
dort noch weiter verschlechtert“, dann 
würden alle Abschiebungen dorthin ausge- 
setzt. Gleichzeitig haben die 27 Staats- 
und Regierungschefs der EU am vergan- 
genen Freitag beschlossen, künftig ver- 
stärkt gemeinsame Sammelflüge für Ab- 
schiebungen durchzuführen und diese 
durch die Union finanzieren zu lassen. 
Präsident Sarkozy erklärte stolz, dieser 
Beschluss gehe auf gemeinsame Initiative 
von ihm zusammen mit dem italienischen 
Premierminister Silvio Berlusconi zurück. 
Die französische öffentliche Meinung 
goutierte das Vorhaben bislang nicht, so 
dass nicht einmal die Vermutung zutrifft, 
die Regierung hätte sich Wahlvorteile da- 
durch verschafft: Laut einer Umfrage von 
Mitte Oktober sprachen sich damals 44 % 
gegen, und 37 % zugunsten solcher Ab- 
schiebungen nach Afghanistan aus. Pre- 
mierminister Frangois Fillon schmetterte 
unterdessen die Kritik der sozialdemokra- 
tischen Parlamentsopposition ab mit den 
Worten — die französische Sozialdemo- 
kratie brauche gar nicht laut zu reden, 
denn zu ihrer Regierungszeit habe man so- 
gar Flüchtlinge „in das Taliban-regierte 
Afghanistan“ hinein abgeschoben. 

Bernhard Schmid, Paris 


:ankündigungen 


Tagesseminar 


„NRW und seine Nazis” 


Einen ganzen Tag wollen wir am 
28.11. über Strukturen und Inhalte 
der NeofaschistInnen hier in NRW 
informieren. Darüber hinaus wollen wir 
gemeinsam über Gegenstrategien disku- 
tieren, um für die Zukunft antifaschisti- 
sches Engagement zu stärken und uns 
dem braunen Mob erfolgreich entgegen 
stellen zu können. Eingeladen sind alle, 
die sich gegen rechts aktivieren wollen. 
Neben Gruppen sind natürlich SchülerIn- 
nen, StudentInnen und Auszubildende 
herzlich eingeladen. 


NRW und seine Nazis!!! Denn sie 
werden nicht durchkommen!!! 


Um 12.00 werden wir den Tag beginnen 
und mit einem Überblick über die mo- 
mentane Entwicklung der Szene konkret 
für den Raum NRW beginnen. 


12.00 - 13.30 Neonazistrukturen NRW 
(Autonome Nationalisten/ NPD/Pro 
Köln) 

Nach einer kurzen Mittagspause werden 
wir danach weiter machen, um uns an 
den Inhalten der Neonazis abzuarbeiten. 
Von antikapitalistischen Demagogien 
über die Kulturalisierung rassistischer 
Ideologie bis zur Frage Krieg und Frie- 
den in der rechten Szene. 

14.00 - 15.30 „‚Antikapitalismus“ von 
rechts. Mit Che Guevara unterm Ha- 
kenkreuz 

Zum Schluss wird es uns darum gehen 
gemeinsam mit allen über Gegenstrate- 
gien zu sprechen. Rechte Demagogien 
ans Licht bringen und organisierten Wi- 
derstand auf die Straße tragen. Wie wir 
in Zukunft auf Aktivitäten der Neonazis 
reagieren werden und welche Mittel sich 


IMI-Kongress 2009 am 21./ 22. November in Tübingen 
Krisenmanagement! ‚Sicherheitsarchitektur’ 
im globalen Ausnahmezustand 


Alles steckt in der Krise, auch die 
globalen Machtverhältnisse! In 
der Krise ist keine Zeit für Kon- 
troversen, es muss schnell und entschie- 
den gehandelt werden, es muss ein Ma- 
nagement von Risiken stattfinden, Früh- 
warnsysteme und Krisenreaktionskräfte 
werden eingerichtet. Es wird Sicher- 
heitsforschung betrieben, um gegen 
mögliche Bedrohungen von morgen ge- 
wappnet zu sein und es werden „schei- 
ternde“ Staaten durch Ausbildung und 
Ausrüstung ihrer Sicherheitsorgane sta- 
bilisiert. Nicht zuletzt machen zukünfti- 
ge Aufstände und Katastrophen es not- 


wendig, die Bundeswehr im Innern ein- 
zusetzen, Polizei und Katastrophen- 
schutz zu militarisieren. So stellen es zu- 
mindest die Herrschenden dar, die das 
Krisenmanagement als Regierungsform 
für sich entdeckt haben. Die Informati- 
onsstelle Militarisierung wird diese Ten- 
denzen auf ihrem Kongress im Novem- 
ber 2009 analysieren und hinterfragen. 
Auftaktveranstaltung am 20.11.2009 
20.30 Uhr: Söldner, Lager, Bürger- 
krieg: Krisenmanagement in Afrika 
(Kevin Gurka, Jonna Schürkes, 
Christoph Marischka), Hausbar der 
Schellingstraße 6 
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am besten eignen, um uns eine gemein- 
same Grundlage für die zukünftigen 
Auseinandersetzungen zu schaffen. 
16.00 - 17.30 Gegenstrategien und Hil- 
festellung! Von Theorie zur Praxis! 
Rechte Demagogien angreifen und Na- 
ziaufmärsche verhindern! NO Pasa- 
ran! 

Da wir uns in Dortmund treffen werden, 
ist diese Veranstaltung natürlich sehr in- 
teressant für ortsansässige Gruppen und 
Einzelpersonen, die ja bekanntlich im- 
mer und immer wieder mit den Neonazis 
in Konfrontation geraten. Doch es lohnt 
sich auch eine Anreise von außerhalb, da 
auch in anderen Städten bereits neofa- 
schistische Strukturen bestehen. Lassen 
wir nicht zu, dass sie sich entfalten kön- 
nen. Informationen gibt es genug beim 
Tagesseminar und vielleicht genug Kraft, 
um auch in anderen Städten nach Unter- 
stützung im Kampf gegen rechts zu su- 
chen und zu organisieren. 

Kommt am 28.11. nach Dortmund! 
Wer teilnehmen möchte sollte sich recht- 
zeitig beim Bündnis „Dortmund stellt 
sich Quer!“ anmelden 

info@dortmundquergestellt.de I 


Samstag, 21.11.2009 ab 12 Uhr, 
Deutsch-Amerikanisches Institut 
(D.A.I.), Karlstraße 3 

Ökonomie, Krise und Krieg (Elmar 
Altvater). 

14.30 - 16 Uhr: Neue Mächte — neue 
Kriege? Globale Machtverschiebungen 
im Kontext der Krise (Jürgen Wagner). 

16.30 - 18 Uhr: Boots on the Ground: 
Ausbildung und Ausrüstung von Solda- 
ten in Drittstaaten (Jonna Schürkes). 
19.30 - 21 Uhr: Risikobevölkerungen, 
Lagebilder und Prävention — Krisenma- 
nagement als Regierungstechnik (Chris- 
toph Marischka) 


Sonntag, 22.11.2009, Deutsch-Amerika- 
nisches Institut (D.A.I.), Karlstraße 3 

10 - 11.30 Uhr: Militarisierung von 
Forschung und Lehre (Mechthild Exo, 
Sarah Nagel). 

11.45 - 13.15 Uhr: Militärischer Hei- 
matschutz: Neue Sicherheitsarchitektur 
für den alltäglichen Ausnahmezustand? 
(Rolf Gössner). 

13.30 - 15 Uhr: Repression gegen so- 
ziale Bewegungen in Zeiten der Krise 
(Tobias Pflüger, Rolf Gössner, Hedwig 
Krimmer u.a.) 

Der Kongress endet am Sonntag am 
frühen Nachmittag. Die Teilnahme am 
IMI-Kongress ist wie immer kostenlos, 
Spenden sind jedoch willkommen. Für 
Snacks und Getränke ist gesorgt. Eine 
Anmeldung ist nicht erforderlich, die 
IMI kann Übernachtungsmöglichkeiten 
in begrenztem Umfang vermitteln und 
freut sich auf Ihr/Euer Kommen. 

Mehr Informationen: 
www.imi-online.de I 
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:aus der faschistischen presse 


Sarrazin spült Geld in die 
Kasse 


Junge Freiheit Nr. 43, 43, 44, 45/2009 
Der ehemalige Berliner Finanzsenator und 
jetzige Bundesvorstandsmitglied der Bun- 
desbank Thilo Sarrazin hat der Kulturzeit- 
schrift Lettre international ein Interview 
zur Situation Berlins gegeben (siehe auch 
Antifaschistische Nachrichten Nr. 21). 
Das Blatt berichtet begeistert und breit 
über das Interview und die sich daran an- 
schließende Debatte. Sarrazin gibt sich im 
Interview offen als Rassist zu erkennen: 
„Die Türken erobern Deutschland genau- 
so, wie die Kosovaren das Kosovo erobert 
haben: durch eine höhere Geburtenrate. 
Das würde mir gefallen, wenn es osteuro- 
päische Juden wären mit einem 15 Prozent 
höheren IQ als dem der deutschen Bevöl- 
kerung.“ Das Blatt jubelt. Blattautor Tors- 
ten Hinz: „Wenn Sarrazin das Versagen 
des Politik-, Presse- und Wohlfahrtsbe- 
triebs insbesondere am Ausländerproblem 
festmacht, das — wie überall — in Wahrheit 
ein Moslemproblem ist, dann deckt sich 
das mit den Alltagserfahrungen der über- 
wältigenden Mehrheit der Bürger.“ Diese 
Linie verfolgt das Blatt über die nächsten 
drei Ausgaben: „Die Macht der Tabus — 
Thilo Sarrazin gelang es, eine Bresche ins 
Dickicht politisch korrekter Denkverbote 
zu schlagen / Ende einer Lebenslüge — 
Multikulti: immer mehr Fachleute warnen 
vor der fortgesetzten Masseneinwande- 
rung nach Europa / Folgen der Migration 
in Deutschland: Ob bei der Geburtenrate 
oder dem Bildungsgrad, die Feststellun- 
gen Thilo Sarrazins treffen ins Schwarze“. 
Herausgeber Dieter Stein berichtet 
schließlich, der Stand des Blattes auf der 
Frankfurter Buchmesse sei durch das The- 
ma Sarrazin bestimmt worden — der Auf- 
macherartikel der letzten Ausgabe habe zu 
neuen Abonnenten geführt. Begeisterung 
sei ausgebrochen, als während einer Podi- 
umsdiskussion der Wirtschaftsjurist Phi- 


lipp feststellte, „dass Sarrazin durchaus 
seiner Pflicht als Bundesbanker nachge- 
kommen sei, die Währung zu schützen. 
Schließlich gerate die Währung indirekt 
auch dadurch unter Druck, dass der Staat 
sich durch wachsende Transferzahlungen 
verschulde, die auch integrationsunwillige 
Ausländer verursachten.“ Und Stein zitiert 
das Internet als Beleg für die positive Zu- 
stimmung zu Sarrazin: „Alle im Netz ge- 
starteten Umfragen weisen auf eine erdrü- 
ckende Mehrheit von Deutschen, die dem 
unbequemen Politiker beipflichtet.‘“ Der 
Abosaldo der seit 15. September laufen- 
den Abo-Kampagne jedoch ist mit 28 neu- 
en Abos und 51 gekündigten Abos deut- 
lich negativ. 


Die Krise des 


Parteiensystems 

Junge Freiheit Nr. 42/09, 9.10. 2009 
In einem zweiseitigen Interview geben der 
ehemalige FAZ-Redakteur Karl Feldmeyer 
und der ehemalige Präsident des Gesamt- 
deutschen Instituts Detlef Kühn ihre Auf- 
fassungen über „konservative Chancen 
nach der Wahl“ wieder. Beide Herren sind 
über siebzig, haben ihr Berufsleben abge- 
schlossen und haben den zweiten Welt- 
krieg als Kind erlebt. Kühn ist FDP-Mit- 
glied, er sei „als Nationalliberaler ... der 
Partei 1964 unter dem Vorsitz von Erich 
Mende aus deutschlandpolitischen Grün- 
den beigetreten“. Beide sind der Auffas- 
sung, dass die Konservativen in der Repu- 
blik keine politische Heimat mehr hätten. 
Feldmeyer beklagt die Familienpolitik der 
Union: „Sei Adenauers Zeiten gab es in der 
CDU einen Konsens darüber, dass die klas- 
sische Familie, in der sich die Frau und 
Mutter um Kind und Haushalt kümmert 
und der Mann um das Einkommen, das po- 
litische Leitbild ist.“ Heute habe die CDU 
Positionen der politischen Linken über- 
nommen. Dennoch sehen beide (noch) kei- 
ne Chance für die Herausbildung einer 
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neuen konservativen Partei etwa nach dem 
Vorbild Österreichs. Dem pflichtet Blatt- 
Herausgeber Dieter Stein zu. Er kommt zu 
dem Schluss: „Es fehlt schlicht an Köpfen, 
Organisation und Geld ... So wird sich of- 
fenbar die Lage erst noch weiter verschär- 
fen müssen, bis ein politisches Korrektiv 
zutage tritt - oder aber es kommt Erneue- 
rung von einer Seite, die niemand erwar- 
tet. Vielleicht indem sich die Sozialdemo- 
kraten auf Tugenden besinnen, wie sie 
Thilo Sarrazin prägen?“ 


Zu wenig Patriotismus im Ko- 


alitionsvertrag 

Junge Freiheit Nr. 45/2009, 30.10 2009 
Der Koalitionsvertrag stellt Chefredak- 
teur Dieter Stein nicht zufrieden. Er ver- 
misst den Patriotismus und das deutsche 
Volk — stattdessen sei nur von „Menschen 
in unserem Land“ und von „Bürgerinnen 
und Bürgern“ die Rede. Auch das Extre- 
mismusbekämpfungsprogramm _befrie- 
digt das Blatt nicht: „Sio sollen die von 
Rot-Grün im Jahr 2000 im Zuge des be- 
rüchtigten ‚Aufstands der Anständigen‘ 
ins Leben gerufenen Programme gegen 
Rechtsextremismus in ‚Extremismusbe- 
kämpfungsprogramme‘ umgewidmet 
werden, die nun auch gegen überra- 
schend entdeckte ‚linksextremistische 
und islamistische Bestrebungen‘ vorge- 
hen sollen. Merkwürdig nur, dass die al- 
ten Programme, in aller Regel unter der 
Konservative diskriminierenden Kurzfor- 
mel ‚Kampf gegen Rechts‘ firmierend, 
von der Kanzlerin Merkel in einer großen 
Koalition widerstandslos mitgetragen 
wurden. Es würde viele kritische Be- 
trachter verblüffen, wenn die schwarz- 
gelbe Koalition zur antitotalitären Äqui- 
distanz in der Extremismusbekämpfung 
zurückkehren würde ... Ein dicht ge- 
sponnenes Netzwerk lebt von der staatli- 
chen Subventionierung des ‚Kampfes ge- 
gen Rechts‘, in den derzeit pro Jahr 24 
Millionen Euro gepumpt werden. Es ist 
zweifelhaft, ob die Bundesregierung die- 
sen Sumpf wirklich trockenlegt. Die Hel- 
fershelfer der linken Kampagneros ste- 
hen zu tief in den eigenen Reihen.“ Ein 
anderer Autor kritisiert die mangelnden 
Visionen im Koalitionsvertrag: „Regie- 
rungswechsel waren in der Vergangenheit 
Wegscheiden. 1969 begann mit Willy 
Brandt die sogenannte Ära der Entspan- 
nungspolitik. 1982 propagierte der CDU- 
Kanzler Helmut Kohl die ‚geistig-morali- 
sche‘ Wende. 1998 kam mit Gerhard 
Schröder der rot-grüne Öko-Staat. Schon 
2005, als mit Angela Merkel das Ruder 
wieder von der CDU übernommen wur- 
de, wollten sie keine Analogien zu ver- 
gangenen Regierungswechseln einstel- 
len. Merkels Große Koalition erhöhte zu- 
nächst die Steuern und legte sich schließ- 
lich wie eine Bleiplatte über das Land. 
Und diese Bleiplatte bleibt auf Deutsch- 
land liegen.“ MM uld 


